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Das NWO-Geheimprojekt: "Die Versklavung und Vernichtung Deutschlands", Teil 4 
6. Phase des NWO-Geheimprojektes: "Die Versklavung und Vernichtung Deutsch-
lands". Schlüsselereignisse von 1990-2018  
Vereinigung Mittel- und Westdeutschlands, Errichtung einer multikulturellen Gesellschaft, 
Kollektivschuld, Holocaust-Industrie, Tag der Befreiung, Genderismus, EURO-Einführung, 
Islamisierung, Vernichtungsfeldzug gegen die deutsche Kernkraftwerksindustrie, Einseitige 
Erinnerungskultur, Diffamierung der deutschen Wehrmacht, Vernichtungsfeldzug gegen die 
Bundeswehr, "Energiewende" bzw. Vernichtungsfeldzug gegen die deutschen "Energieversor-
gungsunternehmen, Folgen der "Frankfurter Schule", Rechtschreibreform, DDR 2.0, Vernich-
tungsfeldzug gegen die deutsche Automobilindustrie. 
Vereinigung Mittel- und Westdeutschlands: In der DDR fanden am 18. März 1990 die er-
sten freien Wahlen zur Volkskammer der DDR statt - "Allianz für Deutschland" aus CDU, 
DSU und DA = 48,2 %, SPD = 21,8 %, PDS = 16,3 % ... -. Die Wahlbeteiligung lag bei 93,2 
% (x101/173). 
Die DDR-Volkskammer beschloß am 22. August 1990 den Beitritt der DDR nach Artikel 23 
des Deutschen Grundgesetzes. Beitrittstermin der DDR zum Geltungsbereich des Grundgeset-
zes wurde der 3. Oktober 1990. 
Am 12. September 1990 wurde in Moskau das Abschlußdokument der "Zwei-plus-Vier-
Verhandlungen" von den Außenministern der beteiligten Länder unterzeichnet. 
Der deutsche Staats- und Völkerrechtler Dieter Blumenwitz schrieb später über den sog. 
"Zwei-plus-Vier-Vertrag" (x151/56): >>... Die Vorgaben für die 2+4-Verhandlungen lauteten: 
"Kein Friedensvertrag, sondern eine völkerrechtlich verbindliche Regelung über die äußeren 
Aspekte der Herstellung der deutschen Vereinigung". ...<< 
Der deutsche Historiker Alexander Demandt schrieb später über den sog. "Zwei-plus-Vier-
Vertrag" (x283/249): >>... Mit dem Fall der Mauer war das Ende der Spaltung zum Greifen 
nahe, aber ohne die Bestätigung aus Moskau nicht erreichbar. Dort war man grundsätzlich zu 
einer Zustimmung bereit, allerdings unter der Bedingung, daß Gesamtdeutschland neutral sei. 
Eine Mitgliedschaft in der NATO wurde zunächst nicht akzeptiert. Es bedurfte langer zäher 
Verhandlungen und erheblicher materieller Zuwendungen, deren Höhe – angeblich 8 Milliar-
den - sowohl Gorbatschow als auch Helmut Kohl in ihren Memoiren schamhaft verschweigen, 
bis endlich am 12. September 1990 der Zwei-plus-Vier-Vertrag unterzeichnet und die West-
bindung der erweiterten Bundesrepublik anerkannt und dingfest war.<< 
Am 3. Oktober 1990 trat die Deutsche Demokratische Republik der Bundesrepublik Deutsch-
land bei. Gemäß Einigungsvertrag vom 29.09.1990 zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und der Deutschen Demokratischen Republik wurden die Länder Brandenburg, Mecklenburg-
Vorpommern, Sachsen, Sachsen-Anhalt und Thüringen am 3. Oktober 1990 Länder der Bun-
desrepublik Deutschland, obgleich man die neuen Länder der Deutschen Demokratischen Re-
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publik erst am 14. Oktober 1990 bildete!!! Der 3. Oktober ist seither ein gesetzlicher Feiertag: 
"Tag der deutschen Einheit".  
Bei der Vereinigung der Bundesrepublik Deutschland und der Deutschen Demokratischen 
Republik handelte es sich lediglich um die Vereinigung von zwei ehemaligen Besatzungszo-
nen der Siegermächte des Zweiten Weltkrieges bzw. von zwei unsouveränen, abhängigen 
Staatsgebilden. Die von den Siegermächten gegründeten Staatsgebilde BRD und DDR waren 
nie souveräne Staaten. Weder die Bundesrepublik Deutschland noch die Deutsche Demokrati-
sche Republik waren völkerrechtlich politisch und ökonomisch unabhängige Staaten. 
In dem Zwei-Plus-Vier-Vertrag wurde ausdrücklich die Souveränität der Bundesrepublik 
Deutschland verkündet. Das neue Verwaltungskonstrukt (BRD und DDR = BRD) übernahm 
jedoch gemäß "Zwei-Plus-Vier-Vertrag" wesentliche Teile des Überleitungsvertrages von 
1954, so daß die politischen und wirtschaftlichen Selbstbestimmungsrechte der Deutschen 
weiterhin erheblich eingeschränkt blieben. Die diskriminierenden Feindstaatenklauseln (Arti-
kel 53 und Artikel 107) der UN-Charta wurden ebenfalls ignoriert und nicht gestrichen.  
Am 2. Dezember 1990 gewann die vom "Kanzler der Einheit" geführte CDU/FDP-Koalition 
die gesamtdeutsche Wahl.  
Die Tageszeitung "Die Welt" berichtete am 27. Februar 2010 über eine Rede des SPD-
Politikers Sigmar Gabriel (von 2009-2017 SPD-Vorsitzender): >>Parteitag in Dortmund: 
SPD-Chef Gabriel holzt gegen Union und FDP 
Der SPD-Vorsitzende Sigmar Gabriel hat auf dem Sonderparteitag in Dortmund den Angriff 
auf Schwarz-Gelb in Nordrhein-Westfalen ausgerufen. … 
Der Bundesregierung aus Union und FDP warf Gabriel Unfähigkeit vor. … "Wir haben gar 
keine Bundesregierung", fügte Gabriel unter dem Beifall der rund 450 Delegierten hinzu. 
Vielmehr sei Kanzlerin Angela Merkel, CDU, "Geschäftsführerin einer neuen Nichtregie-
rungsorganisation in Deutschland". …<< 
Der deutsche CSU-Politiker Horst Seehofer, seit 2008 bayerischer Ministerpräsident, erklärte 
am 20. Mai 2010 während einer Unterhaltung mit dem Kabarettisten Erwin Pelzig 
(x317/151): >>… Diejenigen, die entscheiden, sind nicht gewählt, und diejenigen, die gewählt 
werden, haben nichts zu entscheiden.<< 
Egon Bahr, von 1972-1976 SPD-Bundesminister, schrieb am 16. Oktober 2011 in der Wo-
chenzeitung "JUNGE FREIHEIT": >>"Lebenslüge der Bundesrepublik" 
Von einem "Unterwerfungsbrief" sprach Willy Brandt und lehnte eine Unterzeichnung zu-
nächst empört ab: "Schließlich sei er zum Bundeskanzler gewählt und seinem Amtseid ver-
pflichtet. Die Botschafter (der Alliierten) könnten ihn wohl kaum absetzen! Da mußte er sich 
belehren lassen, daß schon Adenauer diese Briefe unterschrieben hatte und danach Erhard 
und danach Kiesinger." So schilderte es Egon Bahr 2009 in der "Zeit" und machte damit 
erstmals die Existenz der sogenannten "Kanzlerakte" öffentlich. Nun nimmt er hier zum zwei-
ten Mal dazu in einer Zeitung Stellung. … 
Daß über die geschilderten Realitäten geschwiegen wurde, hat einen einfachen Grund. Es war 
eine der Lebenslügen der alten Bundesrepublik, 1955 mit dem Beitritt zur Nato zu behaupten, 
wir wären souverän geworden. Im obersten Ziel der Einheit der Nation waren wir es nie. Die 
Bundesregierung und die drei Westmächte hatten 1955 dasselbe Interesse: Über die fortdau-
ernde Einschränkung der deutschen Selbstbestimmung nicht zu sprechen. …<< 
Die Tageszeitung "Die Welt" berichtete am 8. Dezember 2011: >>EU am Scheideweg  
Die öffentliche und die verborgene Seite der Krise  
… Gemeint sind Ereignisse, von denen nur wenige Notiz nehmen und die einem, wenn man 
von ihnen erfährt, glatt die Sprache verschlagen, weil ihre Wirkung die demokratische Ver-
faßtheit der Bundesrepublik Deutschland in ihren Grundfesten erschüttert. 
Nehmen wir nur diesen Satz: Deutschland sei seit dem Ende des Zweiten Weltkriegs zu kei-
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nem Zeitpunkt ein souveräner Staat gewesen. 
Das sagte nicht irgendein Extremist, sondern sagte kein geringerer als Finanzminister Wolf-
gang Schäuble (CDU) Ende November auf dem "European Banking Congress" in der Alten 
Oper in Frankfurt am Main. 
Satz von der Wirkung eines Sprengstoffanschlags 
Es war ein Satz von der Wirkung eines Sprengstoffanschlages auf das nationale Selbstver-
ständnis der Deutschen, ausgesprochen von ausgerechnet jenem Mann, der im August 1990 
den deutschen Einigungsvertrag unterzeichnete. Obwohl er schon vor einiger Zeit fiel und von 
einer ganzen Reihe aufmerksamer Internetmedien zitiert wurde, muß dieser Satz noch einmal 
thematisiert werden, weil er einfach so unglaublich ist. 
Das wiedervereinigte Deutschland soll kein souveräner Staat sein? Was ist es dann? Eine Be-
satzungszone? Und wenn ja, von wem besetzt? 
Kein einziger der anwesenden Top-Banker stellte Schäuble diese Fragen. Und wäre das Er-
eignis nicht auf Video dokumentiert worden, man würde es kaum glauben.  
Es braucht nicht viel Phantasie sich vorzustellen, was geschehen wäre, hätte das ein Linker 
behauptet. Aber nun sagte es der Finanzminister einfach mal so dahin, weil er die Preisgabe 
nationaler Souveränitätsrechte an das von Angela Merkel geplante neue Europa herunterspie-
len möchte. Und niemand widersprach ihm. 
Souveränität gibt es seit den Kriegen nicht mehr 
Schäuble leitete diese Passage seiner Rede mit den Worten ein: "Die Kritiker, die meinen, 
man müsse eine Kongruenz zwischen allen Politikbereichen haben, die gehen ja in Wahrheit 
von dem Regelungsmonopol des Nationalstaates aus." 
Diese durch das Völkerrecht geschützte Souveränität sei aber in Europa spätestens mit den 
beiden Weltkriegen "längst ad absurdum geführt" worden. 
Und weil dies so sei, formulierte er jenen folgenschweren Satz: "Und wir in Deutschland 
sind seit dem 8. Mai 1945 zu keinem Zeitpunkt mehr voll souverän gewesen." ...<< 
Der Hörfunksender "Deutschlandfunk" sendete am 4. August 2013 ein Gespräch mit dem 
deutschen Politiker Gregor Gysi (von 1990-2000 und ab 2005 Bundestagsabgeordneter der 
LINKEN):  >>"Das ist mir alles zu lahm" 
… Gregor Gysi im Gespräch mit Gerhard Schröder 
Gerhard Schröder: Herr Gysi, … Tempora, X-Keyscore … Sie bezeichnen Programme, mit 
denen britische und amerikanische Geheimdienste massenhaft E-Mails und andere Daten von 
auch Privatnutzern im Internet abschöpfen sollen. Das behauptet zumindest der frühere ameri-
kanische Geheimdienstler Edward Snowden, der sich derzeit in Rußland versteckt hält. Sind 
für Sie die Ausmaße dieses Abhörskandals schon erkennbar? 
Gregor Gysi: Nein, noch nicht …Es geht offensichtlich um Millionen Daten, es sind natür-
lich schwerwiegende Grundrechtsverletzungen, und ich finde, daß unsere Regierung viel zu 
wenig tut. Aber was ich eben auch erstaunlich finde ist, daß ja das Besatzungsstatut immer 
noch gilt. Wäre es nicht doch an der Zeit, daß wir mal als Land souverän werden und die Be-
satzung beendet wird? Dazu müßte eben auch das Besatzungsstatut aufgehoben werden. Jetzt 
haben sie nur die Verwaltungsvereinbarung zwischen den Geheimdiensten aufgekündigt, das 
reicht nicht. Wir brauchen kein Besatzungsstatut mehr, Deutschland muß das beenden. …<< 
Ostdeutschland: In dem Zwei-Plus-Vier-Vertrag von 1990 wurde das Heimat- und Selbstbe-
stimmungsrecht der vertriebenen Ostdeutschen kurzerhand komplett ausgeblendet. Der "Ver-
zicht" auf Teile des fortbestehenden Deutschen Reiches - Ostdeutschland bzw. deutsche Ost-
gebiete jenseits von Oder und Neiße - war gemäß Artikel 25 Grundgesetz völkerrechtswidrig 
und deshalb ungültig und nichtig.  
Der Verzicht auf die deutschen Ostgebiete bedeutete letzten Endes den Verlust von 114.648 
Quadratkilometern bzw. 24,4 % des deutschen Staatsgebietes in den Grenzen von 1937. Die-
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ser Verzicht verstieß eindeutig gegen die allgemeinen Regeln des Völkerrechts. Bei der Ver-
treibung von etwa 14 Millionen Deutschen aus den Gebieten Ost-Mitteleuropas, wobei min-
destens 2 Millionen ihr Leben verloren, handelte es sich zweifelsfrei um Verbrechen gegen 
die Menschlichkeit, deshalb bedeutete die Anerkennung dieser gewaltsam festgesetzten Gren-
zen indirekt die Billigung von völkerrechtswidrigen Vertreibungen, legalisierte kollektive 
Schuldzuweisungen sowie kollektive Bestrafungen und befürwortete Verbrechen gegen die 
Menschlichkeit.  
Artikel 25 des deutschen Grundgesetzes (Stand: Januar 2018) lautet wie folgt (x890/...):  
>>Artikel 25 
Die allgemeinen Regeln des Völkerrechtes sind Bestandteil des Bundesrechtes. Sie gehen den 
Gesetzen vor und erzeugen Rechte und Pflichten unmittelbar für die Bewohner des Bundesge-
bietes.<< 
Errichtung einer multikulturellen Gesellschaft:  Die Münchener "Abendzeitung" berichtete 
am 21. Januar 1991 über eine Rede des CDU-Politikers Heiner Geißler während einer Tagung 
der Evangelischen Akademie in Tutzing (x268/177): >>... Durch Asylbewerber und Auslän-
der hat kein einziger Deutscher auch nur eine Mark weniger verdient oder weniger Rente be-
kommen oder auch nur einen Quadratmeter Wohnraum verloren.<< 
Der CDU-Politiker Alfred Dregger erklärte am 28. Mai 1993 während einer Rede zur Asyl-
rechtsreform (x268/183): >>... Unbestreitbar ist, daß wir für die Finanzierung des Massen-
mißbrauchs unseres Asylrechts mehr Geld ausgeben als für die gesamte öffentliche Entwick-
lungshilfe. Die Asylbewerber, die zu uns kommen, gehören bestimmt nicht zu den Ärmsten, 
sonst hätten sie die Reise und irgendwelche Gebühren von Schlepperbanden nicht bezahlen 
können. ...<< 
Der österreichische Verhaltensforscher Irenäus Eibl-Eibesfeldt warnte im Jahre 1994 in seiner 
Streitschrift "Wider die Mißtrauensgesellschaft" die dichtbevölkerten Länder Europas, "Be-
völkerungsüberschüsse anderer Regionen aufzunehmen" (x268/185): >>... Die Einwanderer 
nehmen mit ihrer Niederlassung auf die Dauer die kostbarste Ressource in Anspruch, die ei-
nem Volk zur Verfügung steht, nämlich das Land. ...  
Gestattet ein Volk anderen den Ausbau von Minoritäten im eigenen Lande, dann tritt es prak-
tisch Land ab und belastet sich innerhalb der eigenen Grenzen mit zwischenethnischen Kon-
flikten. << 
Der deutsche Jurist und Publizist Heinz Nawratil berichtete später über die Folgen der Ein-
wanderung (x268/185): >>Aus Sicht der Einwanderer handelt es sich um eine unblutige 
Landnahme, aus der Sicht der Einheimischen um einen Verlust der Heimat; denn viele Fami-
lien ziehen aus den Ausländervierteln weg, weil sie den Eindruck haben, daß ihre Kinder in 
mehrheitlich deutschen Schulen mehr lernen oder weil ihnen die Straßen im Kiez zu unsicher 
geworden sind.  
Soweit es Vertriebene aus Ostdeutschland sind, verlieren sie ihre Heimat so zum zweiten Mal. 
...<< 
Der CDU-Politiker Christian Wulff (von 2010 bis 2012 deutscher Bundespräsident) schlug im 
Februar 1996 im Nachrichtenmagazin "Focus" (6/1996) vor, ausländische Straftäter zum 
Strafvollzug in ihre Heimatländer zu schicken (x268/196): >>Viele Kriminelle aus den ärm-
sten Ländern Europas empfinden unseren Vollzug als keineswegs unangenehme Unterbrin-
gung mit bester Verpflegung und Verdienstmöglichkeiten. Dabei leben sie teilweise besser als 
rechtstreue Bürger in ihrem Heimatland. ...  
Auch bei einer Kostenerstattung an die Herkunftsländer würden wir angesichts der bei uns 
anfallenden Kosten von fast 200 Mark pro Hafttag Hunderte von Millionen einsparen. << 
Im Jahre 1998 betrug die Zahl der gemeldeten Ausländer 7 % der Gesamtbevölkerung. Sie 
erhielten etwa 23,3 % des bundesdeutschen Sozialhilfebudgets (x268/176). 



 5 

Die "Süddeutsche Zeitung" berichtete am 6. Januar 2016: >>So viele Flüchtlinge kamen 
2015 nach Deutschland 
- Im vergangenen Jahr wurden so viele Asylanträge wie nie zuvor in Deutschland gestellt - 
insgesamt 476.649. 
- Der mit 34 Prozent größte Anteil der Asylbewerber kommt aus Syrien. 
- Die Zahl der tatsächlichen Einreisen von Schutzsuchenden liegt deutlich höher: Dem Innen-
ministerium zufolge wurden fast 1,1 Millionen Personen registriert. 
Im Jahr 2015 haben mehr als eine Million Flüchtlinge Deutschland erreicht. Bis zum 31. De-
zember registrierten die Behörden genau 1.091.894 Schutzsuchende, wie das Bundesinnenmi-
nisterium in Berlin mitteilte. ...<< 
"ZEIT ONLINE" berichtete am 1. Februar 2016 über die Flüchtlingskrise: >>Flüchtlinge ko-
sten Deutschland 50 Milliarden Euro  
Das Institut der deutschen Wirtschaft prognostiziert wegen der Flüchtlingskrise hohe Kosten 
für 2016 und 2017. Vor allem Unterkunft und Verpflegung seien teuer.  
Unterbringung, Verpflegung sowie Integrations- und Sprachkurse für Flüchtlinge werden den 
Staat nach einer Prognose des Kölner Instituts der deutschen Wirtschaft 2016 und 2017 knapp 
50 Milliarden Euro kosten.  
Im laufenden Jahr fielen für Unterbringung und Verpflegung von rund 1,5 Millionen Asylbe-
werbern 17 Milliarden Euro an, berichtete die Rheinische Post unter Berufung auf eine IW-
Studie. Hinzu kämen weitere fünf Milliarden Euro für Sprach- und Integrationskurse.  
Im kommenden Jahr erhöhen sich die Unterbringungskosten dem Bericht zufolge auf 22,6 
Milliarden Euro, wenn die Zahl der Migranten auf 2,2 Millionen steigt. Zusammen mit den 
Integrationskosten fielen 27,6 Milliarden Euro im Jahr 2017 an, zitierte das Blatt aus der Pro-
gnose des arbeitgebernahen Instituts.  
Die Internet- & Blogzeitung für die Zivilgesellschaft "DIE FREIE WELT" berichtete am 26. 
Februar 2017 (x902/…): >>Merkel schafft das "deutsche Volk" ab 
"Wir haben uns nicht für die Einheit Deutschlands eingesetzt, um als "Deutsche" beseitigt zu 
werden."  
Veröffentlicht von Willy Wimmer  
Der Bundeskanzlerin darf man nichts mehr durchgehen lassen. Das hat das deutsche Volk bei 
der Migrationsentwicklung seit 2015 erfahren können. Die Bundeskanzlerin erhob sich über 
das Gesetz und verfügte eigenmächtig, wie zu verfahren sei. Seither hat der Deutsche 
Bundestag in einer All-Parteien-Bewegung die Vorgehensweise der Bundeskanzlerin gestützt. 
Anstatt Sie wegen der Außer-Kraftsetzung deutschen und europäischen Rechts zur 
Rechenschaft zu ziehen, hat das Berliner Parlament es hingenommen, unsere Grenzen absolut 
schutzlos zu lassen. 
Wir sind die Eingeborenen von Merkelonien 
Die Bundeskanzlerin geht jetzt einen Schritt weiter. Sie schafft das "deutsche Volk" 
eigenmächtig ab. Wie die Äußerungen der Bundeskanzlerin seit einiger Zeit deutlich machen, 
geht sie gezielt vor. Unsere Gesetze fegt sie beiseite, denn das "deutsche Volk" sind nun mal 
die "deutschen Staatsbürger" und nicht alle Menschen, die sich auf dem Territorium 
Deutschlands aufhalten. Aber wer weiß es denn? Vielleicht wird "Deutschland" durch diese 
Dame abgeschafft. Anders kann man nicht werten, was die Bundeskanzlerin vor wenigen 
Tagen auf dem CDU-Landesparteitag in Mecklenburg-Vorpommern von sich gegeben hat. 
...<< 
Das deutsche Nachrichtenmagazin "COMPACT" berichtete am 27. Oktober 2018 im COM-
PACT-Spezial 18 (x322/3): >>Volksaustausch ? Regierungstausch! 
_ von Jürgen Elsässer  
Der Volksaustausch ist kein Hirngespinst, sondern Realität. Im Jahr 2015 ließen sich zwei 
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Millionen Ausländer in Deutschland nieder (darunter knapp 900.000 Asylsuchende), während 
eine Million Inländer wegzogen. Zwei Millionen rein, eine Million raus - das nennt man Aus-
tausch. Keiner hat diejenigen, "die schon länger hier leben" - so Angela Merkel über unser 
Volk - gefragt, ob sie ausgetauscht werden wollen. Die Demokratie ist in dieser Überlebens-
frage suspendiert. … 
Selbst wenn morgen die Grenzen, die Merkel unter Bruch von Grundgesetz und Asylrecht im 
September 2015 geöffnet hat, wieder geschlossen würden, stünde das deutsche Volk vor einer 
existentiellen Bedrohung. Die entscheidenden Schlachten werden in den Kreißsälen geschla-
gen. … 
Die Demographiebombe explodiert in den Klassenzimmern: Dort sehen sich unsere Kinder in 
immer mehr Städten einer Übermacht an Orientalen gegenüber, die wie die neuen Herrenmen-
schen auftreten: Unsere Jungs müssen unterwürfig, unsere Mädchen willfährig sein. Und die 
Lehrer schauen weg.  
Das Schicksal der nordamerikanischen Indianer sei uns eine Mahnung. Sie begrüßten die in 
England verfolgten Pietisten am Anfang mit offenen Armen. Doch den frommen Kolonisten 
folgten bald Bewaffnete. Hätten die Rothäute statt naiver Willkommenskultur mehr Selbst-
schutz praktiziert, hätten sie vermutlich überlebt.  
Der Fisch stinkt vom Kopf her. Nun heißt es entweder - oder: Wenn die Regierung das Volk 
austauscht, muß das Volk die Regierung austauschen. Jeder Kompromiß, jede Verzögerung 
hat irreparable Folgen. Oder wollen wir die letzten Mohikaner werden?<< 
Kollektivschuld:  Der deutsche Schriftsteller und Dramatiker Botho Strauß schrieb am 8. Fe-
bruar 1993 im Nachrichtenmagazin "Der Spiegel" (x268/186-187): >>Zuweilen sollte man 
prüfen, was an der eigenen Toleranz echt und selbständig ist und was sich davon dem ver-
klemmten deutschen Selbsthaß verdankt. ... Intellektuelle sind freundlich zu Fremden, nicht 
um des Fremden willen, sondern weil sie grimmig sind gegen das Unsere und alles begrüßen, 
was es zerstört. ...<< 
Lennart Meri (von 1992-2001 estnischer Staatspräsident) erklärte am 3. Oktober 1995, dem 5. 
Jahrestag der deutschen Wiedervereinigung, in Berlin (x268/100): >>... Für mich als Este ist 
es kaum nachvollziehbar, warum die Deutschen ihre eigene Geschichte so tabuisieren, daß es 
enorm schwierig ist, über das Unrecht gegen die Deutschen zu publizieren oder zu diskutie-
ren, ohne dabei schief angesehen zu werden – aber nicht etwa von Esten oder Finnen, sondern 
von Deutschen selbst.<<  
Der deutsche Journalist und Publizist Johannes Gross schrieb am 22. März 1996 im FAZ-
Magazin über die Neurose der Deutschen (x268/237): >>... Als die ersten Menschen sich auf-
richteten, um auf zwei Beinen zu gehen, ist gleich ein Deutscher herbeigeeilt, um dringlich zu 
warnen: das sei gefährlich, es drohe der Sturz, besonders den Kindern und Alten, vor allem sei 
es unsolidarisch gegen die übrigen Vierbeiner, auch theologisch bedenklich, denn es wende 
das Menschengesicht ab von der Erde, dem mütterlichen Grund.<<  
Der deutsche Jurist und Publizist Heinz Nawratil berichtete später über die psychische 
Gleichgewichtsstörung der Deutschen (x268/237): >>... Im übertragenen Sinn ist der aufrech-
te Gang für die psychische Gesundheit des Einzelnen und für die Überlebensfähigkeit einer 
Gemeinschaft essentiell. Und im Wortsinn war er vermutlich der Grund, warum wir heute 
keine Menschenaffen mehr sind; einschlägige Fachbücher berichten: "Die entscheidende Pha-
se der Menschwerdung spielte sich vor rund 4 Millionen Jahren mit der Entwicklung des auf-
rechten Ganges ab". ... 
Der Therapeut der deutschen Neurose hat es nicht leicht. Zum einen muß er die verkorksten 
Denktraditionen des weltfremden deutschen Michel bewußtmachen zum anderen dem akuten 
Schuldkomplex auf den Grund gehen.  
Im gegebenen Fall ist noch einmal daran zu erinnern, daß der neurotische Selbsthaß diskrimi-
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nierter Minderheiten auf der Übernahme von Vorurteilen der feinseligen Mehrheit beruht.  
Bei der deutschen Neurose fungieren ... die elektronischen Massenmedien als "Mehrheit", das 
Volk als Minderheit; das übernommene Vorurteil liegt in der rassistisch gefärbten Kollektiv-
schuldtheorie. ...<< 
Die "Hannoversche Allgemeine Zeitung" berichtete am 6. September 1996 über Daniel Gold-
hagens umstrittenes Buch "Hitlers willige Vollstrecker": >>Woher nur die Lust an der 
Grausamkeit?  
... Dem jungen amerikanischen Harvardprofessor ist es gelungen, in Amerika und Deutsch-
land eine Reihe renommierter Historiker gegen sich aufzubringen. Er hat sie mit seinem An-
spruch gereizt, eine wesentlich neue Erklärung für den millionenfachen Mord an den europäi-
schen Juden zu geben.  
Goldhagen behauptet: Beim Holocaust beteiligten sich mehr als hunderttausend "ganz ge-
wöhnliche Deutsche" freiwillig, eifrig, zuweilen mit Lust. Ihre besondere Grausamkeit gegen 
die Juden erklärte er mit der Verinnerlichung einer über Jahrhunderte entwickelten und die 
deutsche Gesellschaft bis zum Zweiten Weltkrieg bestimmenden besonders aggressiven Form 
des Antisemitismus, den Goldhagen als "eliminatorisch" (also auf Beseitigung gerichtet) cha-
rakterisiert. … 
Jan Philipp Reemtsma, der Leiter des Hamburger Instituts für Sozialforschung, kam Goldha-
gen entgegen. Die Quellen bestätigen, daß es für die Mehrheit ganz selbstverständlich gewe-
sen sei, daß die Juden Feinde des deutschen Volkes seien. ...<< 
Der deutsche Jurist und Publizist Heinz Nawratil (1937-2015) berichtete später über Goldha-
gens umstrittenes Buch "Hitlers willige Vollstrecker" (x268/83): >>Der Lorbeer des Antiger-
manismus ... gebührt zweifellos dem US-Historiker Daniel Jonah Goldhagen und seinem 
Buch "Hitlers willige Vollstrecker".  
Der Autor weiß zum Beispiel, daß die deutsche Neigung, Juden umzubringen, bei "Machtan-
tritt der Nationalsozialisten längst vorhanden" gewesen sei, was er "eliminatorischen Antise-
mitismus" nennt. Hitler habe nichts anderes getan, als "den bestehenden Antisemitismus frei-
zusetzen und zu aktivieren". 80 bis 90 Prozent der Deutschen hätten gerne Gelegenheit ge-
habt, Juden zu quälen und zu ermorden.  
Über Jahrhunderte hinweg sei das so gewesen. Die deutsche Grausamkeit sei einzigartig – 
oder könne man sich vorstellen, daß Dänen oder Italiener den Holocaust begangen hätten? 
...<< 
Die russisch-jüdische Autorin Sonja Margolina kritisierte im August 1999 in der Zeitschrift 
"Merkur" (8/1999) die latenten Schuldkomplexe der Deutschen (x268/207): >>Auch in den 
internationalen Beziehungen leidet Deutschland unter dem Täterreflex.  
Während die anderen europäischen Staaten die EU als die Fortsetzung ihrer nationalen Inter-
essen in einer anderen Form verstehen, sieht Deutschland darin eine Aufhebung der nationa-
len zu Gunsten der angeblich europäischen Interessen. Die altruistische Einstellung hat zur 
Folge, daß Deutschland selbst seinen Partnern ideologische Argumente für die eigene Ausbeu-
tung liefert. Zu bereitwillig werden in Frankreich und England antideutsche Klischees einge-
setzt, wenn es darum geht, die "deutschen Interessen" in ihre Schranken zu verweisen.  
Das läuft nach dem Motto: Wenn die Deutschen sich plötzlich um ihre nationalen Interessen 
kümmern, erwachen in ihnen die Nazis. ... Allerdings kann man nationale Interessen kaum 
überzeugend vertreten, wenn man die Nation ... als Tätergemeinschaft versteht und sich selbst 
der Zugehörigkeit zu ihr schämt. << 
Die "Hannoversche Allgemeine Zeitung" berichtete am 21. Juni 2000 über den deutschen 
Grünen-Politiker Joseph Fischer: >>Joschka Fischer: Deutsche mit sich im Reinen  
Außenminister Joschka Fischer, Grüne, sieht die Deutschen heute im Reinen mit sich und ih-
rer Geschichte. Sie seien "nach einer 150-jährigen tragischen Geschichte, der Suche nach dem 
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eigenen Nationalstaat, der Verführung zur Hegemonie und schließlich dem Absturz ins 
Verbrechen endlich bei sich selbst angekommen", sagte Fischer der Wochenzeitung "Die 
Zeit". "Heute sind die Deutschen genauso mit sich selbst im Reinen wie die Franzosen, ... 
auch mit ihrer Geschichte", zu der die Auseinandersetzung mit und die Verantwortung für 
Auschwitz gehöre. … 
Fischer wies mit diesen Aussagen im Streitgespräch mit dem französischen Innenminister 
Jean-Pierre Chevenement dessen Kritik an seinen europapolitischen Zielen zurück. Chevène-
ment sagte, die Deutschen flöhen vor ihrer Geschichte ins "Postnationale" und wollten daher 
eine europäische Föderation. Fischer meinte dagegen, die Deutschen seien keine "Fluchteuro-
päer", sein Vorschlag zu einer Föderation am Ende des europäischen Einigungsprozesses habe 
damit nichts zu tun. …<< 
Der italienische Geschichtsphilosoph und Publizist Domenico Losurdo (1941-2018) berichtete 
im Jahre 2010 in seinem Buch "Die Deutschen. Sonderweg eines unverbesserlichen Volkes?" 
(x318/80-82): >>…  
5. Selbstgeißelung und Gefahr der indirekten Förderung des Chauvinismus 
Trotz der reichen demokratischen und revolutionären Tradition Deutschlands gibt es immer 
noch Leute, die den Mythos eines ewig unverbesserlichen deutschen Volkes verbreiten und 
damit Deutschland erpressen wollen, um ihm jede Unabhängigkeit im Vergleich zur Außen-
politik Amerikas und Israel unmöglich zu machen. 
Nur so läßt sich die plumpe Agitation der Anti-Deutschen und der internationale Erfolg des 
Buches des amerikanischen Historiker Daniel J. Goldhagen erklären. Dieser bezeichnet darin 
den Antisemitismus und sogar den "Vernichtungs-Antisemitismus" als eine "allgemeine Cha-
rakteristik des deutschen Volkes". 
Vollkommen verschwiegen werden die fürchterliche Repression und der grausame Bürger-
krieg, den die Nazibanden gegen die deutschen Antifaschisten entfesselten. Auf diese Weise 
wird Hitler zum Protagonisten "einer friedlichen Revolution, der das deutsche Volk bereitwil-
lig zustimmt". Paradoxerweise wird hier ein in der Propaganda des Dritten Reiches häufig 
wiederkehrendes Motiv aufgenommen. Goldhagens These baut auf kolossalen Verdrängungen 
auf. Im Personenregister seines Buches sind weder Hermann Cohen noch Henry Ford ver-
zeichnet, noch kommen die Namen der exaltiertesten US-amerikanischen Antisemiten vor, die 
vor Hitler die "Vernichtung" (extermination) der Juden fordern, um die notwendige "Desinfi-
zierung" (disinfection) der Gesellschaft zu realisieren. 
Unaufhörlich unterstreicht der amerikanische Historiker den Massenkonsens in Deutschland 
für die Judenverfolgungen. Die auf die "Endlösung" hinausliefen. Man könnte sich aber auch 
fragen, auf welchem Konsens in den Vereinigten Staaten die Einsperrung der Staatsbürger 
japanischer Herkunft in Konzentrationslagern und die Atombomben auf Hiroshima und Naga-
saki beruhten? Vor allem: Welchen Konsens fand der Rassismus, der in Amerika die Deporta-
tion, die Dezimierung oder die Vernichtung der Indianer und der Versklavung und die Unter-
drückung der Schwarzen auch nach der formellen Abschaffung der Sklaverei noch mitten im 
20. Jahrhundert rechtfertigte? Wollte man wie Goldhagen argumentieren, so könnte man sa-
gen, daß der "Versklavungs-Rassismus", was die Schwarzen betrifft, und der "Vernichtungs-
Rassismus", was die Indianer betrifft, eine "allgemeine Charakteristik des amerikanischen 
Volkes" sind. 
Goldhagens Buch hat auch in Deutschland einen großen Erfolg erzielt. … 
Paradoxer Weise läuft die wahllose Selbstgeißelung des deutschen Volkes darauf hinaus, das 
gute Gewissen und den Chauvinismus nicht nur der Vereinigten Staaten, sondern auch der 
reaktionärsten Kreise Deutschlands zu bestärken, die die Beteiligung an den von den USA 
geführten Kriegen mit dem Argument propagieren, man müsse ein für alle Mal mit dem ver-
fluchten deutschen Sonderweg brechen! …<< 
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Aufgrund der diffamierenden Geschichtsdarstellung der Sieger wurde jahrzehntelang unent-
wegt der Eindruck vermittelt, daß Kriegsverbrechen, Völkermord, Verbrechen gegen die 
Menschlichkeit und andere Massenverbrechen nicht nur eine Spezialität des NS-Terrors wä-
ren, sondern ein abstammungsbedingtes "teutonisches Phänomen" sei. 
Der Schuldkult entwickelte sich zu einem bedeutenden Herrschafts- und Machtinstrument, 
denn mit der NS-Kollektivschuld konnte jede noch so sachliche Kritik und jeglicher Wider-
stand vom Tisch gefegt und niedergebügelt werden, so daß kontroverse, sachliche Auseinan-
dersetzungen nicht mehr stattfanden. Die mehr als 1.000jährige deutsche Geschichte wurde 
praktisch auf die Jahre des NS-Regimes von 1933-1945 (Kriegslüsternheit, Vernichtungsla-
ger, Endlösung, deutsche Kriegsverbrechen, deutsche Kollektivschuld) reduziert. In unserem 
Land der Geschichtslosigkeit werden heute z.B. etwa 19 Millionen Angehörige der deutschen 
Wehrmacht pauschal als Instrumente des nationalsozialistischen Vernichtungskrieges bzw. als 
Kriegsverbrecher diffamiert. 
Das negative NS-Deutschlandbild von den bösartigen, kriegslüsternen Deutschen wurde inter-
national besonders durch die US-Filmindustrie weltweit verbreitet. In der einseitigen Ge-
schichtsdarstellung Hollywoods stellt man den durchschnittlichen Deutschen gewöhnlich als 
brutalen, heimtückischen Verbrecher in brauner NS-Uniform sowie in schwarzer SS-Uniform 
oder bestenfalls als dummen, verblödeten Nazi-Mitläufer dar. 
Holocaust-Industrie: Die "Hannoversche Allgemeine Zeitung" berichtete am 8. Oktober 
1994: >>Das Grauen läßt sich schwer in Bronze gießen 
... In einer Zeit, in der die Überlebenden des Massenmordes sterben, scheint ein Holocaust-
Erinnerungsboom auszubrechen. Öffentliche Gedenkorte überall sollen dem kollektiven Ge-
dächtnis bewahren, was sonst unwiderruflich verloren wäre.  
Aber ist so etwas überhaupt möglich? Sind Kunstwerke beim Thema Holocaust überhaupt 
erlaubt? Lassen Denkmäler die Vergangenheit nicht erstarren, "entsorgen" sie das Grauen 
nicht? ... 
Welches ist also die angemessene Form des Gedenkens? ... Elie Wiesel sagte bei der Eröff-
nung des amerikanischen Holocaust Museums in Washington im vergangenen Jahr, daß nur 
Fragen möglich seien. Und wenn es doch eine Antwort gebe, dann heiße sie Verantwortung 
eines jeden für die Gegenwart.<< 
Der nordamerikanische Politikwissenschaftler Norman G. Finkelstein schrieb später in seinem 
Buch "Die Holocaust-Industrie" über die Eröffnung des amerikanischen Holocaust Museums 
in Washington (x169/79-80): >>... Holocaust-Gedenktage sind ein nationales Ereignis. Alle 
50 Bundesstaaten veranstalten Gedenkfeiern, häufig in Räumen der jeweiligen Parlamente. 
Die Vereinigung der Holocaust-Organisationen führt mehr als 100 Holocaust-Institutionen in 
den Vereinigten Staaten auf. Sieben große Holocaust-Museen sind über ganz Amerika verteilt. 
Kernstück dieses Angedenkens ist das … Holocaust Memorial Museum in Washington.  
Die erste Frage ist, weshalb es überhaupt ein von der amerikanischen Bundesregierung finan-
ziertes Holocaust-Museum in der Hauptstadt des Landes gibt. Diese Einrichtung an der Wa-
shington Mall verträgt sich insbesondere nicht mit der Tatsache, daß hier kein Museum exi-
stiert, welches der Verbrechen im Laufe der amerikanischen Geschichte gedenkt. Man stelle 
sich das Klagegeschrei in den USA gegen die Heuchelei der Deutschen vor, wenn diese in 
Berlin ein Nationalmuseum zum Gedenken nicht des Nazi-Völkermords, sondern der Sklave-
rei in Amerika oder der Auslöschung der amerikanischen Ureinwohner errichten würden. ...<< 
"SPIEGEL ONLINE" berichtete am 6. Februar 2001: >>"Die Holocaust-Industrie": Debat-
ten um das "böse" Buch 
Selten hat ein historisches Buch in Deutschland eine solche Kontroverse ausgelöst, ehe es 
überhaupt erhältlich war: Trotz zahlreicher Proteste wird Norman Finkelsteins "Holocaust-
Industrie" am Mittwoch auch hier zu Lande veröffentlicht.  
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Mit seiner Polemik gegen eine vermeintliche "Holocaust-Industrie", die im vergangenen Jahr 
in England und den USA veröffentlicht wurde, hat der amerikanische Politikwissenschaftler 
Norman Finkelstein die Erinnerung an den Völkermord einer wütenden Kritik unterzogen. In 
Deutschland setzte seine Schrift eine Debatte in Gang, die mit ihrer Heftigkeit an den Streit 
um Daniel Goldhagen vier Jahre zuvor erinnerte. Ab Mittwoch ist nun auch die deutsche 
Übersetzung auf dem Markt.  
Finkelsteins Thesen sind provozierend: "Jüdische Eliten", so behauptet er, beuten im Einver-
nehmen mit der amerikanischen Regierung das entsetzliche Leid der Millionen von Juden aus, 
die während des Zweiten Weltkriegs ermordet wurden. Diese "Holocaust-Industrie" erpresse 
immer neue Entschädigungszahlungen, von denen die Opfer tatsächlich kaum Nutzen hätten. 
Vielmehr werde das Geld für vermeintliche "Holocaust-Erziehungsprojekte" verwendet, mit 
deren Hilfe das zentrale Dogma von der historischen Einzigartigkeit des Holocaust zementiert 
werden solle.  
Diese Doktrin der "Einzigartigkeit" wirke intellektuell lähmend - vor allem auf die historische 
Forschung - und moralisch diskreditierend, weil demnach das Leiden nichtjüdischer Opfer mit 
dem der Juden "unvergleichbar" erscheine, werde aber nach Ansicht Finkelsteins politisch 
ausgenutzt: Denn zusätzlich zum "Abkassieren" durch die "Holocaust-Industrie" werde eine 
vermeintliche Instrumentalisierung der Erinnerung an den Holocaust durch Israel möglich. 
Jüdische Eliten wollten sich so gegen Kritik an der israelischen Politik gegenüber den Palästi-
nensern immunisieren.  
Einhellige Ablehnung  
In Deutschland stieß Finkelstein mit seinem wütenden Buch auf einhellige Ablehnung. Be-
sondere Irritation rief sowohl die Radikalität hervor, mit der der Amerikaner die kritischen 
Ansätze bündelte, aber auch die offensichtliche moralische Empörung, die Finkelstein dabei 
an den Tag legt. …<< 
Tag der Befreiung: Die "Hannoversche Allgemeine Zeitung" berichtete am 4. Mai 1995: 
>>SPD: 8. Mai ist Tag der Befreiung  
Für die Sozialdemokraten war das Kriegsende am 8. Mai 1945 ein "Tag der Befreiung von 
Diktatur und Gewaltherrschaft". Das hebt der Parteivorstand in seiner am Mittwoch veröffent-
lichten Erklärung zum 50. Jahrestag des Kriegsendes hervor. ...<< 
Der deutsche Historiker Joachim Hoffmann berichtete 50 Jahre nach dem Kriegsende über die 
sowjetische Befreiungsmission (x046/19-20): >>... Daß die 1994 abziehenden letzten Truppen 
der ehemaligen Okkupationsarmee der Sowjetunion nach wie vor erfüllt sind von der über-
haupt erst nachträglich eingeschobenen Propagandathese, die Rote Armee hätte 1944/1945 in 
Deutschland eine "Befreiungsmission" erfüllt, auch seien die Rotarmisten in Deutschland 
schließlich als Befreier aufgetreten und empfangen worden, wird man den jetzigen russischen 
Soldaten nicht verübeln. Sie können es nicht wissen...  
Wenn in der deutschen Öffentlichkeit, der doch alle Informationsmöglichkeiten zu Gebote 
stehen, andererseits jedoch eine Meinung um sich greift, nach der die Deutschen von den Ar-
meen der stalinistischen Sowjetunion "befreit" worden seien, so gibt es hierfür keine Ent-
schuldigung, wird die historische Wirklichkeit damit doch geradezu auf den Kopf gestellt. 
Denn nicht als "Befreierin" ist die Rote Armee eingedrungen, auch wenn die mancherorts er-
richteten Siegesmonumente dies heute suggerieren sollen; und wohl von niemandem in 
Deutschland wurde sie damals als Befreierin empfunden. 
Die Soldaten Stalins kamen eigenen Parolen zufolge nicht als Befreier, sondern als gnadenlo-
se Rächer. Alle gegenteiligen Behauptungen der heutigen Zweckpropaganda gehören in das 
Reich der Fabel und kommen einer glatten Verdrehung der historischen Tatsachen gleich. 
...<< 
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Genderismus: Die Wochenzeitung "Preußische Allgemeine Zeitung" berichtete am 12. Janu-
ar 2013 über "Gender-Mainstreaming" (x887/...): >>Ein Sozialexperiment 
Kritik an "Gender-Mainstreaming" und den Zielen 
Seit Mitte der 50er Jahre gibt es den Begriff des "Gender", mit dem das sogenannte soziale 
Geschlecht - im Gegensatz zum biologischen - dingfest gemacht werden soll. Mitte der 90er 
Jahre (im September 1995) wurde "Gender-Mainstreaming" auf der Weltfrauenkonferenz in 
Peking eingeführt. Vordergründig geht es dabei um die Gleichberechtigung der Geschlechter 
und "die Beseitigung patriarchaler Rückstände", faktisch jedoch um eine Umerziehung zur 
Angleichung der Geschlechter - an der biologischen Disposition vorbei. ...<< 
Beim sogenannten Genderismus geht es vor allem um ideologische Umerziehungsmaßnah-
men, die darauf abzielen, unsere christlich-bürgerliche Gesellschaft sowie wesentliche demo-
kratische Grundrechte abzuschaffen.  
Es handelt sich um ein gemeingefährliches "Sozialexperiment" (Schaffung einer multiethni-
schen, multikulturellen, multireligiösen und letzten Endes antidemokratischen Gesellschaft 
mit entwurzelten, rücksichtslosen, stupiden Einheitsmenschen). Diese "multikulturellen Ein-
heitsmenschen" sollen mit "speziellen Erziehungsprogrammen" (nach dem Vorbild der ehe-
maligen totalitären kommunistischen Staaten) ohne Geschlecht (Genderismus), ohne Herkunft 
und Heimat, ohne Geschichte und Kultur (Multi-Kulti), ohne eigene Identität und schließlich 
ohne familiäre Bindungen formatiert werden.  
Die atheistische Gender-Ideologie ist nachweislich eine gottes- und menschenfeindliche Welt-
anschauung, die vor allem durch die "Umwertung aller Werte" die Moral, die bürgerliche Fa-
milie, die christliche Kultur und den demokratischen Rechtsstaat zerstören will. Diese 
undemokratische Einmischung in alle Lebensbereiche der Bürger und Familien wurde 
besonders von den Vereinten Nationen und der EU maßgeblich unterstützt, um den ange-
strebten totalitären NWO-Einheitsstaat bzw. Weltstaat durchzusetzen. 
Der angebliche Kampf der selbsternannten Gutmenschen um Freiheit und Gleichberechtigung 
aller Menschen verfolgt tatsächlich nur das Ziel, ein perfides totalitäres System der plan-
mäßigen Gleichschaltung, der systematischen Ausbeutung, Versklavung und der gnadenlosen 
Unterdrückung zu etablieren. Dieses gemeingefährliche "Sozialexperiment", monoethnische 
und monokulturelle Nationalstaaten in multiethnische Staatsfragmente zu verwandeln, ähnelt 
zweifelsfrei den Vorgängen in den kommunistischen Ländern, als man im 20. Jahrhundert 
neue "sozialistische Einheitsstaaten" ("Paradiese auf Erden") mit beliebig manipulierbaren 
Einheitsmenschen schaffen wollte.  
Die verhängnisvollen kommunistischen Sozialexperimente kosteten schließlich nachweislich 
Millionen von Menschenleben. Die französische Zeitschrift "Figaro" berichtete z.B. im No-
vember 1978 von 142.133.700 Blutopfern, mit denen die Kommunisten ihr "Sozialexperi-
ment" (sog. "Sozialistische Weltrevolution") bezahlten. 
EURO-Einführung:  Der Europäische Rat bestätigte am 15./16. Dezember 1995 in Madrid 
die Einführung der einheitlichen Währung "Euro" zum 1. Januar 1999.  
Am 31.12.1998 wurde festgelegt, welchen Wert ein Euro in der jeweiligen Landeswährung 
hatte (ein Euro = 1,95583 DM). Der Euro konnte bis 2002 nur im bargeldlosen Zahlungsver-
kehr benutzt werden. Die auf nationale Währung lautenden Scheine und Münzen blieben bis 
2002 im Umlauf. 
Der deutsche Historiker und Diplomat Guntram von Schenck berichtete im Juni 2011 über die 
Folgen der sog. Wiedervereinigung (x878/...): >>Europa und das deutsche "nationale In-
teresse" 
... Der Euro und die Wiedervereinigung 
Die Wiedervereinigung stellte die Nachkriegsordnung und damit die bisher bestehenden 
Grundlagen der europäischen Einigung in Frage. Der Präsident Frankreichs, Mitterrand, 
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machte seine Zustimmung zur deutschen Einheit von der Aufgabe deutscher Souveränität in 
Gestalt der D-Mark und der Einbindung Deutschlands in einen europäischen Währungsver-
bund abhängig. Die USA bestanden auf einem Verbleib Gesamtdeutschlands in der NATO, 
was auch eine fortbestehende signifikante US-Truppenpräsenz in Deutschland bedeutete. 
Zwar wird der Zusammenhang zwischen Wiedervereinigung und Aufgabe der D-Mark zu 
Gunsten des Euro immer wieder bestritten, aber er ist so offenkundig, daß sich eine Diskussi-
on nicht lohnt. Bundeskanzler Helmut Kohl hat mit seinem außerordentlichen historischen 
Verständnis diese Zusammenhänge in den entscheidenden Jahren 1989/1990 gesehen und ent-
sprechend gehandelt. Er tat dies im deutschen nationalen Interesse, denn ohne diese Konzessi-
on wäre die Wiedervereinigung nicht zu haben gewesen. ...<< 
Rettung des Weltklimas: Während der UN-Klimakonferenz in Kyoto wurde am 11. Dezem-
ber 1997 das sog. Kyoto-Protokoll unterzeichnet. Diese völkerrechtliche Vereinbarung ent-
hielt erstmals rechtsverbindliche Begrenzungs- und Verringerungsverpflichtungen für die In-
dustrieländer.  
Das Kyoto-Protokoll trat letzten Endes erst nach der Ratifizierung durch die russische Duma 
am 16.2.2005 in Kraft.  
Der deutsche Professor für Informatik und Physik, Horst-Joachim Lüdecke, berichtete über 
den deutschen Klimaschutz und die Energiewende (x862/...): >>Klimaschutz und Energie-
wende: Aktuelle Gebote oder nachhaltige Irrwege?  
… Der Schutz des "globalen Klimas" sei der globalen Erwärmung wegen unabdingbar. Schon 
in lokalen Stadtblättern finden sich Artikel wie "Online mit dem CO2-Spiegel die eigene Bi-
lanz berechnen". Dabei gibt es überhaupt kein "globales Klima", sondern nur Klimazonen von 
tropisch bis polar. Jedes Klima war und ist immer in Veränderung begriffen. Konstantes Kli-
ma ist unmöglich und der Begriff "Klimaschutz" daher sinnlos. Der aktuelle Klimawandel 
hierzulande ist moderat. In früheren Zeiten hat es ungleich heftigere Veränderungen gegeben, 
so etwa in der "Kleinen Eiszeit" gegen Ende des 17. Jahrhunderts. Wir fürchten uns heute vor 
wenigen Zehntel Grad C in 100 Jahren und übersehen, daß unsere Vorfahren in der Weichsel-
Kaltzeit Klimasprünge von mehreren Grad Celsius während ihrer Lebenszeit erleiden mußten 
… 
Gletscherforscher bezeugen höhere Temperaturen als heute über zwei Drittel der letzten 
10.000 Jahre. Die Alpengletscher waren in längeren Warmperioden stets fast verschwunden. 
Nur deswegen konnte Hannibal mit Elefanten über die Alpen ziehen. In heißen mittelalterli-
chen Sommern trockneten Flüsse aus. Die Fundamente der berühmten Regensburger Stein-
brücke wurden in der trockenen Donau gebaut, und die Kölner überquerten damals den Rhein 
zu Fuß. Man stelle sich Medienmeldungen über eine "Klimakatastrophe" vor, wenn sich sol-
che natürlichen Ereignisse heute wiederholten! 
Bis 250 Jahre lange Thermometer-Reihen und insbesondere 2.000 Jahre lange Temperaturrei-
hen, rekonstruiert aus Baumringen und Stalagmiten, zeigen Extreme, die die Variationen des 
20. Jahrhunderts übertreffen. Es gibt keine Korrelation zwischen den irregulären Temperatur-
verläufen und dem vom Menschen verursachten ansteigenden CO2-Gehalt der Atmosphäre. 
Ohne CO2 als lebenswichtigen Bestandteil der Photosynthese gäbe es weder Pflanze noch 
Mensch. Mehr CO2 verbessert die Ernteerträge. Wir sollten daher CO2-Zunahme begrüßen 
und den kostspielig-unsinnigen Zertifikatehandel beenden. Die USA haben letzteres bereits 
getan. … 
Wir leben übrigens immer noch in der Zwischenwarmzeit eines Eiszeitalters. Die Wissen-
schaft definiert als Eiszeitalter, wenn beide Erdpole gleichzeitig vereist sind. Unsere Warm-
zeit wird vielleicht schneller enden, als es uns lieb ist.  
Die Klimaforscher seien sich einig sagen Politik und Medien. Das Gegenteil trifft zu! Die Ge-
genstimmen von unzähligen hochrangigen Klimaforschern in Petitionen und Manifesten … 
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werden der Öffentlichkeit vorenthalten, ebenso wie wissenschaftliche Auseinandersetzungen 
zwischen Alarmisten und Skeptikern. ... 
Photovoltaik- und Windräder sollen in Deutschland langfristig 80 % des Bruttostromver-
brauchs abdecken, eine technisch/wirtschaftliche Unmöglichkeit! Wind- und Sonnenstrom ist 
für Nischenanwendungen, meist von Entwicklungsländern, jedoch keineswegs in größerem 
Umfang für ein modernes Industrieland geeignet, denn sie haben zwei unabdingbare Nachtei-
le: Die Unstetigkeit der Energielieferung und die zu geringe Energiedichte von Wind und 
Sonne. So kann man sich zwar gefahrlos der Sonne aussetzen und auch noch in einem stärke-
ren Wind stehen, steckt aber seine Hand nicht in einen Brennkessel und steigt nicht in einen 
reißenden Gebirgsfluß.  
Zu kleine Energiedichte bedingt einen unwirtschaftlich hohen Aufwand bei Erzeugung von 
elektrischer Energie, daher der Zwang zu überdimensionalen Propellern, um dem Wind noch 
brauchbare Energiemengen zu entziehen. Wirtschaftlich noch ungünstiger ist die Photovol-
taik. Rechnerisch sind viele 100 km Windräder hintereinander für ein einziges KKW zu in-
stallieren. Es ist wie mit den Kirschen: Wind-, Sonnenenergie und Kirschen sind teuer, weil 
sie nur mit großem Aufwand "gepflückt" werden können. Der Unterschied zwischen Photo-
voltaik und Solarpanelen zur Warmwasserbereitung ist allerdings zu beachten. Letztere sind 
für sommerliche Anwendungen sinnvoll, denn hier sind hohe Energiedichten nicht nötig. 
Der entscheidende Nachteil ist aber die Unstetigkeit von Wind und Sonne, Windräder liefern 
beispielsweise hierzulande nur ca. 25 % der Zeit nennenswert Strom. ... 
Elektrische Energie kann man in großem Umfang nur mit einem extremen, kostspieligen 
Aufwand speichern. Daher muß - der Öffentlichkeit kaum bekannt - zu jedem Windrad und 
jeder Solaranlage ein schnell reagierendes Gaskraftwerk bereitstehen, das bei Wind- oder 
Sonnenflaute einspringt. Trotz der inzwischen hohen installierten Nennleistung von Windtur-
binen und Photozellen können somit keine klassischen Kraftwerke eingespart werden. Für die 
extrem teuren Speicherpumpwerke als einzigen realistischen Maßnahmen zur Abpufferung 
des unstetigen Energieangebots der Natur fehlen in Deutschland die topographischen Voraus-
setzungen. … 
Profiteure des Klima-Alarmismus und der Energiewende haben Konjunktur, nur nicht der 
Verbraucher, der die Zeche zahlt. Windrad-, Solarplattenhersteller und der allgemeine Ma-
schinenbau bis hin zum Handwerker, der Solarplatten aufs Dach schraubt, vertreten nachvoll-
ziehbare Interessen. Das nur vordergründig korrekte Argument neuer Arbeitsplätze übersieht 
den weit höheren Arbeitsplätzeverlust durch Kaufkraftschwund infolge steigender Energie-
preise. Noch nie hat eine moderne Industrienation unwirtschaftliche Verfahren günstigeren zur 
Verfügung stehenden Methoden vorgezogen und daraus gar Vorteile erlangt. 
Starken Lobbydruck zeigen die kostspieligen Beilagen vieler Zeitungen, die unablässig um 
Investoren in erneuerbare Energien werben. Rückversicherungen und Investment-Banken, die 
sogar eigene Klimaabteilungen betreiben, sind Hauptprofiteure. … 
Weitere Profiteure sind Klimatologen, Bürokraten des Klimawandels, NGO's und Weltverbes-
serungsideologen. Der Physiker Dr. Link vermerkt zutreffend auf seiner skeptischen Webseite 
"So ist festzustellen, daß es nicht mehr um die Wahrheit zum Klima und zur Energie geht, 
sondern daß die Finanzkräfte im Gleichschritt mit den Klimatologen, der Politik, den Medien 
und, erstaunlich genug, mit den Umweltparteien und Verbänden hier das Ruder übernommen 
haben. Insbesondere die Wissenschaft der Klimatologie hat sich korrumpiert und ist zum Alibi 
der Finanzwirtschaft geworden." 
Klimaschutz und erneuerbare Energien sind Umverteilung von unten nach oben. Den wirt-
schaftlich Schwachen aufgezwungenen Energiepreise wandern in die Taschen der Profiteure, 
dies auch noch gesetzlich verankert. Der volkswirtschaftlich und sozial verheerende Spuk von 
Subventionen für erneuerbare Energien ist daher zu beenden. Es müssen wieder freie Markt-
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gesetze einkehren, denen sich alle Stromerzeugungssysteme zu stellen haben.  
Allerdings ist eine geradezu panische Angst aller politischen Parteien unübersehbar - vor 
Wählern nämlich, die auf Grund jahrzehntelanger grüner Propaganda, geschürt von allen deut-
schen Medien, ihrer rationalen Urteilsfähigkeit verlustig gegangen sind. …<<  
Zur Senkung der deutschen CO2-Emissionen, die im Jahre 2015 etwa 2,2 Prozent der 
weltweiten CO2-Emissionen betrugen, sind nach Angaben des BDI bis 2050 zusätzliche In-
vestitionen von mindestens 1.500 Milliarden Euro erforderlich. 
Klimarelevanter Umweltschutz kann global nur erfolgreich sein, wenn sich vor allem die gro-
ßen Umweltsünder entsprechend verhalten. Chinas Anteil am weltweiten CO2-Ausstoß im 
Jahre 2015 betrug z.B. 28,1 %, USA = 16,0 %, Indien = 6,2 %, Rußland = 4,5 %, Japan = 3,7 
%. Die Regierungen dieser Länder denken jedoch überhaupt nicht daran, dem ideologischen 
Energiewende-Wahn der Deutschen zu folgen, so daß die angestrebten Klimaziele und die 
Rettung des Weltklimas schon deshalb kläglich scheitern müssen. 
Der nationale Alleingang bzw. die wahnwitzige Idee, zur Energietechnik des Mittelalters zu-
rückzukehren, führt statt der angekündigten Rettung des Weltklimas lediglich zu einer enor-
men Steigerung der Stromkosten für alle deutschen Verbraucher und zur Vernichtung der 
ehemals effektiven, hochmodernen, umweltbewußten deutschen Energiewirtschaft.  
Aufgrund der hohen Strompreise werden schon bald nicht wenige private Verbraucher ihre 
Stromrechnungen nicht mehr zahlen können und viele Unternehmer werden ihre Betriebe we-
gen der hohen Stromkosten in ausländische Standorte verlagern, so daß diese destabilisierende 
politische Maßnahme der deutschen Regierung schließlich den angestrebten unaufhaltsamen 
wirtschaftlichen, finanziellen und sozialen Zusammenbruch Deutschlands einleiten wird.  
Da Deutschland außer der aufwendig zu fördernden Stein- und Braunkohle keine nennenswer-
ten fossilen Energiequellen besitzt sowie nicht über die erforderlichen leistungsfähigen Ener-
giespeicher verfügt, wird sich dank des "Flatterstroms" aus Windmühlen und Solaranlagen der 
Industriestandort Deutschland zwangsläufig in ein Agrar- bzw. Entwicklungsland zurückent-
wickeln: "In Deutschland werden die Lichter ausgehen!" 
Islamisierung: Der türkischstämmige Abgeordnete Cem Özdemir (Bündnis 90/Die Grünen) 
berichtete im September 1998 im Nachrichtenmagazin "Focus" (x268/187): >>Was unsere 
Urväter (1683 mit Feuer und Schwert) vor den Toren Wiens nicht geschafft haben, werden 
wir mit unserem Verstand schaffen. ...<< 
Die schweizerische Informationsplattform "humanrights.ch" berichtete am 1. April 2014 
(x898/…): >>Islamische Menschenrechtserklärungen 
… Kairoer Erklärung der Menschenrechte im Islam vom 5. August 1990 
Die Organisation der Islamischen Konferenz, ein Zusammenschluß von 57 muslimisch ge-
prägten Staaten, verabschiedete 1990 diese zwischenstaatliche Menschenrechtserklärung. Die 
Kairoer Erklärung der Menschenrechte ist allerdings völkerrechtlich nicht bindend und sie 
wird von der UNO auch nicht als regionales Menschenrechtsinstrument anerkannt. 
In der Kairoer Erklärung werden die Rechte und Freiheiten der Scharia unterstellt, welche als 
"einzig zuständige Quelle für die Auslegung oder Erklärung jedes einzelnen Artikels" dient 
(Art. 25). …<< 
Die Züricher Tageszeitung "Tages-Anzeiger" berichtete am 16. April 2016: >>Ausgerechnet 
ein Gedicht wurde Erdogan zum Verhängnis 
Der heutige türkische Präsident wurde 1999 ins Gefängnis gesteckt, weil er ein religiöses Ge-
dicht vorgetragen hatte. 
Der Fall sorgt für Wirbel: Recep Tayyip Erdogan verklagt den Satiriker Jan Böhmermann we-
gen dessen "Schmähgedicht" im deutschen Fernsehen. Der heutige türkische Präsident saß 
einst selbst wegen eines Gedichts vier Monate im Gefängnis, wie der "Telegraph" in einem 
Porträt über Erdogan schreibt. 
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"Moscheen sind unsere Kasernen" 
Im Jahr 1997 - damals als Bürgermeister von Istanbul - hatte Erdogan an einer Demonstration 
vier Zeilen des islamischen Dichters Ziya Gökalp vorgetragen. Darin heißt es:  
"Die Moscheen sind unsere Kasernen, die Kuppeln unsere Helme, die Minarette unsere Bajo-
nette und die Gläubigen unsere Soldaten."  
Das Staatssicherheitsgericht verurteilte ihn daraufhin zu zehn Monaten Gefängnis wegen "re-
ligiöser Volksverhetzung". Demnach hatte Erdogan gegen die säkulare Staatsordnung, also die 
Trennung von Staat und Religion, verstoßen. Die Richter sahen in Erdogan die Speerspitze 
einer radikalen, islamischen Bewegung in der türkischen Politik. Er saß die Strafe von März 
bis Juli 1999 ab und mußte als Bürgermeister von Istanbul zurücktreten. ...<< 
Die deutsche AfD-Politikerin Alice Weidel schrieb am 11. Oktober 2016 in der Wochenzei-
tung "JUNGE FREIHEIT" über den Islam: >>Kein Zurückweichen 
Der Islam verändert Deutschland. Er wird als Parallelgesellschaft und bewußte Gegenöffent-
lichkeit als Bestandteil des Dschihad in unser Leben hineingetragen und beeinflußt das Bild 
des öffentlichen Raumes nachhaltig - so wie wir es von keiner anderen Religionsgemeinschaft 
kennen. 
… Der Islam ist nicht nur Glaube, sondern für die Gläubigen auch Gesetz. Das höchste Gesetz 
ist die Scharia, die von Allah herabgesandt und von keinem Gläubigen angezweifelt und miß-
achtet werden darf. Das hat erhebliche Auswirkungen auf die Ausgestaltung der Politik: Denn 
jede weltliche Politik muß mit diesem Gesetz Allahs übereinstimmen. 
Islam bedeutet Unterwerfung 
Darüber wachen alle Muslime der Umma, vor allem aber die muslimischen Theologen und 
Rechtsgelehrten. Das muslimische Gemeinwesen ist einzig und allein auf die Errichtung eines 
Gottesstaates ausgerichtet. 
Ob es nun Minarette, Moscheen, Muezzinrufe, die Kleidungsordnung von Muslimen, die Ein-
forderung von Geschlechtertrennung, das Einklagen von Kopftüchern im öffentlichen Dienst 
sind, ob Friedensrichter, Schariagerichtsbarkeit, Parallelgesellschaften, Ehrenmorde, Zwangs-
verheiratungen und die Akzeptanz von Kinderehen - all dies zielt nur auf eines: auf die Isla-
misierung unserer Gesellschaft. 
Unsere Leitkultur basiert auf dem Grundgesetz und nicht auf der Scharia oder einem Clan- 
oder Stammesgesetz, das durch sogenannte Friedensrichter im Namen der Religionsfreiheit 
auf deutschem Boden durchgesetzt wird. 
Immer öfter wird die sogenannte "Religionsfreiheit" als trojanisches Pferd genutzt, um die 
Segregation von Muslimen und Nicht-Muslimen sowie von Mann und Frau, also eine flä-
chendeckende Religions- und Geschlechterapartheit, einzuführen. 
Der Islam kennt keine prinzipielle Gleichheit der Menschen über die Religion und das Ge-
schlecht hinaus, weshalb auch die allgemeinen Menschenrechte der Vereinten Nationen nicht 
anerkannt werden und eine eigene Erklärung herangezogen wird - die Kairoer Erklärung der 
Menschenrechte. Hier gelten die "Menschenrechte" nämlich nur unter dem Vorbehalt der 
Scharia. 
Keine prinzipielle Religionsfreiheit für den Islam 
Der Islam ist nicht nur eine Religion, sondern eine politische und gesellschaftliche Weltan-
schauung. Der Islam ist ein vollständiger Lebens- und Gesellschaftsentwurf und reguliert die 
gesamtgesellschaftlichen Beziehungen und das politische Gemeinwesen auf Basis des Korans 
und der Hadithe. 
Der Islam kennt keine Säkularisierung, keine Reformation, keine Trennung von Religion und 
Staat. Die Moschee ist der Ort der Niederwerfung. Sie ist ein Gebetshaus, aber auch ein Ort 
der Versammlungen und der Politik. Allein schon deshalb ist die Moschee mit einer Kirche 
nicht zu vergleichen. 
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Der Islam bezieht sich auf ein heiliges Buch, in dem es insgesamt 206 Passagen gibt, die Ge-
walt und Krieg verherrlichen und 25 direkte Tötungsbefehle beinhaltet, die Allah an die Gläu-
bigen ausspricht, "Enthauptet sie!", "Tötet sie!". Für solch eine Religion darf es keine prinzi-
pielle Religionsfreiheit in unserer Gesellschafts- und Rechtsordnung geben. Denn der Heilige 
Krieg in Form von Gewalt und Subversion bezieht sich auf den Koran selbst. Da mutet die 
Unterscheidung von Islam und Islamismus nur noch wie eine Scheindebatte an. 
Die Ausübung dieser Ideologie gehört unter strenge Kontrolle, was auch bedeuten muß, daß 
alle Moscheen in Deutschland, die Salafisten und Fundamentalisten eine Bühne geben, ge-
schlossen werden müssen. Das bedeutet in der Praxis, daß alle Moscheen auf Extremismus 
durchleuchtet und dahingehend auf den Prüfstand gestellt werden müssen. … 
Muslime sind in der Bringschuld  
Nicht wir sind in der Bringschuld, sondern die Muslime. Der Islam muß sich grundlegend von 
innen heraus reformieren. Es ist die Aufgabe der Muslime, in ihrem eigenen Haus zuerst auf-
zuräumen und den Islam politisch zu entmachten. … 
Solange sich der Islam nicht von innen heraus reformiert hat, sich glaubhaft von Gewalt gegen 
Andersgläubige distanziert, und Gleichheit von Nicht-Muslimen und Frauen einräumt, solan-
ge darf islamischen Organisationen auch nicht der Status einer öffentlich-rechtlichen Körper-
schaft zuerkannt und der Islam in unserer Mitte nicht gleichrangig mit anderen Religionen 
behandelt werden. …<< 
Vernichtungsfeldzug gegen die deutsche Kernkraftwerksindustrie: Im Verlauf einer "ele-
ganten Privatisierung" der deutschen Energieversorgungsunternehmen, die aufgrund von EU-
Vorgaben seit Mitte der 1990er Jahre abgewickelt wurde, erzielte der deutsche Staat nicht nur 
hohe Verkaufspreise für die Kernkraftwerke, sondern gleichzeitig gelang es auch, die enormen 
Entsorgungs- und Stillegungsverpflichtungen an die privatisierten Energieversorgungsunter-
nehmen zu "übertragen" bzw. sich vorübergehend aus der "staatlichen Verantwortung" zu 
stehlen. 
Aufgrund der Tatsache, daß alle deutschen Kernkraftwerke ursprünglich von staatlichen Ener-
gieversorgungsunternehmen und damit im Auftrag der Regierungen der Bundesrepublik 
Deutschland errichtet und betrieben wurden, blieb die deutsche Bundesregierung ungeachtet 
der arglistigen Privatisierung der Energieversorgungsunternehmen weiterhin für die Entsor-
gung und Stilllegung dieser Kernkraftwerke verantwortlich. 
Am 19. Februar 1997 trat die EU-Binnenmarkt-Richtlinie "Elektrizität" in Kraft. Die vom 
damaligen FDP-Wirtschaftsminister Rexrodt durchgesetzte Binnenmarkt-Richtlinie "Elektri-
zität" sollte spätestens bis zum 19. Februar 1999 in den jeweiligen EU-Ländern umgesetzt 
werden. Die EU-Länder Großbritannien, Schweden, Finnland und Deutschland öffneten bzw. 
liberalisierten ihre Märkte fristgemäß für den Wettbewerb. Da Frankreich seinen Strommarkt 
jedoch weiterhin gegen ausländische Konkurrenten abschottete, aber gleichzeitig massiv 
Strom exportierte, bahnten sich bereits im Jahre 1999 schwere Handelskonflikte innerhalb der 
EU an.  
Nach der sog. Liberalisierung des EU-Strommarktes begann in der Bundesrepublik überra-
schend schnell ein heftiger Preiskampf ("Energiekrieg"), denn die deutschen Versorgungsun-
ternehmen mußten ihre Leitungen aufgrund der EU-Binnenmarkt-Richtlinie "Elektrizität" für 
den Billigstrom der in- und ausländischen Konkurrenz öffnen.  
Die deutsche Bundesregierung (SPD und Bündnis 90/Die Grünen) verständigte sich am 13. 
Januar 1999 auf Eckpunkte eines Atomgesetzentwurfs. Die Nutzung der Atomenergie sollte 
danach "geordnet und sicher" beendet werden. Die Wiederaufarbeitung von Kernbrennstoffen 
wurde ab 2000 verboten. 
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Der deutsche Physiker und Hochschullehrer Sigurd Schulien berichtete später über "die 68er 
Bewegung und das Ende der deutschen Nuklearindustrie" (x858/...):  
>>... 1. Die 68er 
Die 68er und in ihrer Nachfolge die Grünen haben bei ihrem Marsch durch die Institutionen 
und in den schließlich erreichten Positionen unermeßlichen Schaden in Deutschland angerich-
tet. Diese bunte zusammengewürfelte Schar von Bekloppten, Spinnern, Fantasten, Opportuni-
sten, Revoluzzern, Psychopathen und vielen irregeleiteten Idealisten wurde von unseren an-
glo-amerikanischen Freunden auf die Deutschen losgelassen, mit tätiger Unterstützung deut-
scher Medien, Hochschulen, Ministerien. Sie sollten Deutschland von innen heraus zerstören. 
Praktisch bestand ihre Aufgabe zunächst darin, medienwirksam Randale zu machen oder 
Lichterketten zu organisieren nach den Regieanweisungen aus New York. Mit diesen Aktio-
nen gaben sie den Medien geeignete Aufhänger z.B. gegen die Kernenergie. 
Auf dem Marsch durch die Institutionen sollten sie die alten Eliten verdrängen, denen der 
Muff von Jahrhunderten angedichtet wurde. Diese alten Eliten hatten Deutschland wohlha-
bend und groß gemacht und nach 1945 aus der von den Anglo-Amerikanern provozierten Ka-
tastrophe herausgeführt. Im Jahre 2006 deutet sich an, daß die zur Macht gekommene neue 
"Elite" Deutschland in eine noch schlimmere Katastrophe geführt hat. Es soll hier nicht von 
den moralischen Verwüstungen gesprochen werden, welche die neuen Machthaber im Auftrag 
ihrer New Yorker Auftraggeber angerichtet haben, sondern von den energiepolitischen Tod-
sünden, die sie zu verantworten haben, besonders von der Vernichtung der blühenden deut-
schen Nuklearindustrie. 
Die Mafia der geistig Zukurzgekommenen, die seit den 80er Jahren insgeheim die Fäden der 
Politik zu ziehen begann, ist technik- und industriefeindlich. Denn Technik und Industrie ist 
arbeitsintensiv und anstrengend, was den 68ern nicht liegt. Technik und Industrie hatten 
Deutschland groß gemacht, das Leuten ihres Schlages darum kaum Möglichkeiten bot. Des-
wegen hassen sie Deutschland und sind die richtigen Handlanger zur Zerstörung der deut-
schen Industrie.  
Industrie ist ohne ausreichende Energiebasis nicht möglich – das wenigstens hatten sie ver-
standen. Es ist seit Jahrzehnten bekannt, daß die Energieversorgung Deutschlands ohne Kern-
kraft und heimische Kohle nicht gesichert ist. Anton Zischka hat in seinen Büchern die nega-
tiven Folgen der Anti-Kernkraft- und CO2-Hysterie beschrieben, ohne das daraus folgende 
Unheil verhindern zu können. Die von den 68ern als Ersatz für die Kernenergie vorgeschlage-
nen erneuerbaren Energien sind ohne Speicherung und Konzentrierung durch Wasserstoff in 
einem industrialisierten Land wie Deutschland reiner Unfug. 
Deutschland hatte in den Jahren von 1960 bis 1990 eine sehr leistungsfähige Nuklearindustrie 
aufgebaut. Das Glanzstück dieser Industrie war der Hochtemperaturreaktor, in dem Tempera-
turen bis 1.000° C erzeugt werden können. Bei dieser Temperatur kann Kohle aus dem Ruhr-
gebiet zu Synthesegas vergast werden, aus dem dann Benzin, Methanol, Methan, Wasserstoff 
oder Kunststoffe usw. hergestellt werden kann. Gleichzeitig produziert dieser Reaktor elektri-
schen Strom. Die Energieversorgung Deutschlands wäre damit für Generationen gesichert 
gewesen. Das mußte verhindert werden. Die Stichworte zur Zerstörung der deutschen Ener-
giebasis und damit der produktiven Industrie kamen aus dem gelobten Land jenseits des At-
lantiks. …<< 
Einseitige Erinnerungskultur:  Die "Hannoversche Allgemeine Zeitung" berichtete am 26. 
Juni 1999: >>Große Mehrheit unterstützt großes Mahnmal in Berlin 
... Der Bundestag hat am Freitag beschlossen, in Berlin ein zentrales Mahnmal für die ermor-
deten Juden Europas errichten zu lassen. ...  
Danach wird im kommenden Jahr auf der Fläche von der Größe zweier Fußballfelder neben 
dem Brandenburger Tor ein begehbares Labyrinth aus 2.700 Betonstelen entstehen. ... Die 
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Kosten werden auf 15 Millionen Mark geschätzt. ... 
Kulturstaatsminister Michael Naumann, SPD, warb vor der Abstimmung für den US-
Architekten Eisenman und sprach von einem "Zeichen gegen das Vergessen". In beiden gro-
ßen Parteien gab es jedoch eine Minderheit, der ein kleineres Denkmal lieber gewesen wäre. 
... 
Die Vorsitzende des privaten Mahnmal-Förderkreises, Lea Rosh, sieht den Beschluß als gro-
ßen Erfolg. Der regierende Bürgermeister Berlins, Diepgen, soll jetzt seine Kritik fallenlassen, 
das Denkmal sei zu groß: "Auch die Verbrechen, um die es hier geht, sind gigantisch."<< 
Der deutsche Jurist und Publizist Heinz Nawratil berichtete später über die "einseitige Erinne-
rungskultur der Deutschen" (x309/132): >>... In Deutschland existieren nach einer älteren 
Schätzung weit über 1.000 Erinnerungsstätten für die Opfer des Nationalsozialismus. Nach 
einer neuen umfassenden Recherche gibt es sogar 8.000 antifaschistische Gedenkstätten, von 
denen die Mehrzahl in den neuen Bundesländern zu finden ist. Die Linkssozialistin Lea Rosh 
– eine der Initiatorinnen der gigantischen Holocaustgedenkstätte in Berlin – plädiert sogar für 
ein Mahnmal "auf dem deutschen Marktplatz". ... 
Bei so viel Toleranz und Sensibilität möchte man meinen, daß der größten Verfolgtengruppe 
der Bundesrepublik, der Vertriebenen aus Ostdeutschland und Osteuropa, in ähnlicher Weise 
gedacht wird; schließlich trägt Göttin Justitia eine Binde vor den Augen, um zu zeigen, daß 
die Gerechtigkeit nicht nach Rasse, Religion oder Nation fragt.  
Doch weit gefehlt. Außer peripheren Gedenkorten wie das Mahnmal der Heimkehrer und 
Kriegsgefangenen in Friedland und die Flamme der Vertreibung in Berlin, Theodor-Heuss-
Platz, die im Lauf der Jahre mehrfach entzündet und wieder gelöscht wurde, existiert nichts, 
was der größten Vertreibung der Weltgeschichte und den damit verbundenen Völkermord-
verbrechen auch nur im entferntesten gerecht würde. Bis heute ist die Vertreibungsproblema-
tik die Leiche im Keller der Bundesrepublik geblieben. ...<< 
Der deutsche Jurist und Publizist Heinz Nawratil schrieb im November 1987 in seinem Buch 
"Vertreibungsverbrechen an Deutschen" über die ungenügende Würdigung der eigenen Opfer 
(x025/15,196-198): >>Dieses Buch möchte dazu beitragen, die Grabkreuze wieder aufzurich-
ten und den Toten endlich die verdiente letzte Ehre zu erweisen.  
Wenn es wahr ist, daß alle Menschen gleich sind, gleich an Wert und Würde, dann hat jede 
verfolgte Gruppe einen uneingeschränkten Anspruch auf Würdigung ihrer Opfer, auch und ge-
rade in publizistischer Hinsicht. ...<<  
>>... Ähnlich wie die Justiz haben auch die öffentlich-rechtlichen Fernsehanstalten unseres 
Landes ihren Beitrag zur Aufarbeitung der Epoche des Dritten Reiches geleistet. Über die Ju-
denverfolgung allein wurden bis zum Jahr 1978 mindestens 100 Sendungen ausgestrahlt. Seit 
der Serie "Holocaust" - Anfang 1979 - hat sich die Zahl der einschlägigen Produktionen dra-
stisch erhöht. Hinzu kommt eine Vielzahl von Sendungen über andere NS-Verbrechen in den 
besetzten Gebieten und in binnendeutschen Konzentrationslagern, über die Lage der sowjeti-
schen Kriegsgefangenen usw.  
Im Gegensatz zu dieser moralisch gebotenen und weltweit beispiellosen Aufklärungsarbeit 
kann die Bewältigung des Vertreibungsthemas im Fernsehen in keiner Weise befriedigen. Ab-
gesehen von zwei kurzen Erwähnungen im Jahr 1979 war ... der Dokumentarbericht "Flucht 
und Vertreibung" aus dem Jahre 1981 der einzige erwähnenswerte Fernsehbeitrag zur intellek-
tuellen Auseinandersetzung mit dem größten Verbrechen der Nachkriegsgeschichte. 
Jeder großen und auch mancher kleineren Tragödie dieses Jahrhunderts ist bisher ein würdiges 
Denkmal gesetzt worden. Man denke z.B. an das imposante Mahnmal auf dem Hügel 
"Schwalbenburg" in Eriwan, der Hauptstadt der Sowjetrepublik Armenien. Es wurde 1965 
zum 50. Jahrestag des türkischen Völkermords an 1,5-2 Millionen Armenier errichtet. 
Trotz östlicher Kritik wurde am 6. März 1982 ... im Londoner Zentrum … ein bemerkenswer-
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tes Denkmal enthüllt. Es soll an über 2 Millionen Russen und andere Osteuropäer erinnern, 
die nach dem Krieg gegen ihren Willen von den Westmächten ausgeliefert wurden und zu 
einem großen Teil im Osten umkamen. ... 
Zu den Gedenkstätten von Hiroshima und Nagasaki pilgert die Welt, und im Ostblock exi-
stiert eine so große Zahl von historischen Gedächtnisstützen zum Thema NS-Besatzung, daß 
ihre Auflistung hier zu weit führen würde. ...  
Die Erinnerung an beinahe drei Millionen Vertreibungsopfer dagegen wurde im kommuni-
stischen Machtbereich mit großer Gründlichkeit ausgelöscht; für sie dürfte im Osten keine 
einzige Gedenkstätte existieren. ... 
Die ehemaligen Konzentrationslager in Deutschland erinnern heute durchwegs als würdige 
Gedenkstätten und Museen an den Leidensweg der Antifaschisten, Juden, Zigeuner, Zeugen 
Jehovas, Homosexuellen und anderen Naziopfer.  
Am vollkommensten ist die Aufarbeitung der Vergangenheit naturgemäß in Israel. Außer re-
gelmäßigen staatlichen Gedenktagen mit öffentlicher Schweigeminute und Unterrichtsschwer-
punkten in den Schulen ist vor allem an Yad Vashem zu erinnern, die gewaltige Forschungs- 
und Gedenkstätte auf dem Herzl-Berg in Jerusalem. 
Während sogar Chruschtschow die Errichtung eines großen Denkmals für die Opfer des Stali-
nismus plante, sucht man bei uns vergeblich nach einer adäquaten Gedenkstätte für die Opfer 
der Vertreibungsverbrechen "als Warnung vor Gleichgültigkeit". ... Der Hundefriedhof von 
Cobham bei London, ein Produkt englischer Tierliebe und liebenswerten Spleens, ist ungleich 
größer und eindrucksvoller als das größte und eindrucksvollste Denkmal für die Millionen 
Vertreibungsopfer. ...<< 
Diffamierung der deutschen Wehrmacht: Die Tageszeitung "Die Welt" berichtete am 21. 
Oktober 1999 über die umstrittene Wanderausstellung "Vernichtungskrieg. Verbrechen der 
Wehrmacht 1941 bis 1944": >>... Die zweifelhafte Macht der Bilder 
Seit rund viereinhalb Jahren debattieren und streiten die Deutschen über die Ausstellung 
"Vernichtungskrieg. Verbrechen der Wehrmacht 1941 bis 1944". Neue Studien belegen nun, 
daß die Veranstalter bei der Auswahl einzelner Fotos falsch lagen. ... 
Sie ist umstritten wie kaum eine andere Ausstellung vor ihr. Bundesweit hat die Wanderschau 
mit dem Titel: "Vernichtungskrieg - Verbrechen der Wehrmacht 1941 bis 1944" für heftige 
Kontroversen gesorgt. Seit ihrer Eröffnung im März 1995 haben rund 860.000 Besucher in 32 
Städten die Ausstellung gesehen. Bei fast jeder Station kam es zu Demonstrationen und ge-
waltsamen Protesten gegen die Fotoschau, in der die Wehrmacht für die systematische Ermor-
dung von Millionen Menschen verantwortlich gemacht wird. ...<< 
Die "Hannoversche Allgemeine Zeitung" berichtet am 5. November 1999 über die umstrittene 
Wanderausstellung "Vernichtungskrieg. Verbrechen der Wehrmacht 1941 bis 1944": 
>>Wehrmachtskritiker stoppen ihre strittige Ausstellung 
Einige Fotos zeigen Opfer der Sowjets / Termine in Braunschweig und New York gestrichen 
Die umstrittene Wehrmachtsausstellung wird nach massiver Kritik von Historikern zurückge-
zogen und grundlegend überprüft. ... Auch die Auslandsversion der Bilder-Schau über die 
Verbrechen der Wehrmacht wird nicht wie geplant in den USA gezeigt, wo sie am 2. Dezem-
ber in New York eröffnet werden sollte, sagte der Leiter des Hamburger Instituts für Sozial-
forschung, Jan Philipp Reemtsma, am Donnerstag. ... 
Das Institut für Sozialforschung reagierte damit auf Kritik von Wissenschaftlern, vor allem 
auf die des polnischen Historikers Bogdan Musial. Musial hatte in den "Vierjahresheften für 
Zeitgeschichte" (Ausgabe IV/99) im Oktober geschrieben, daß ein in der Ausstellung gezeig-
tes Bild, auf dem viele Leichen zu sehen sind, nicht eine Massenerschießung der Wehrmacht 
in Kraljewo (Serbien) dokumentiert, sondern die Ermordung von Gefängnisinsassen Ende 
1941 durch den sowjetischen Geheimdienst NKWD im galizischen Lemberg. 
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Musial versuchte in seinem Zeitschriftenbeitrag zu beweisen, daß wenigstens neun der Fotos 
der Ausstellung sowjetische Verbrechen zeigen und daß das auch bei weiteren zwei Dutzend 
vermutet werden kann. Der Historiker sah vor diesem Hintergrund die Glaubwürdigkeit der 
korrekten Zuordnung auch der übrigen Bilder der Ausstellung erschüttert. … 
Die Wehrmachtsausstellung des Hamburger Instituts für Sozialforschung wird seit mehr als 4 
Jahren in Deutschland und Österreich gezeigt und hat mehr Aufsehen, Zustimmung und Wi-
derspruch erregt als jede historische Ausstellung zuvor.<< 
Die Wochenzeitung "Das Ostpreußenblatt" berichtete am 18. März 2000 (x887/...): >>Mord 
an den Vätern - Die angebliche? Traditionsunwürdigkeit der Wehrmacht. 
Bemerkungen zur geistigen Lage der Bundesrepublik ... 
Bei der geschilderten Umwertung der deutschen Geschichte ins Negative und alles Westlichen 
ins Positive spielt die Wehrmachtsausstellung eine wichtige Rolle. Viele Beispiele belegen 
das hohe, sehr hohe Ansehen der Wehrmacht und ihrer Vorgänger. 
Beispiele: 1950 bat das israelische Verteidigungsministerium mehr als eintausend Militärs 
und Militärhistoriker, die Streitkräfte der beiden Weltkriege zu bewerten. Wie zu erwarten 
war das Ergebnis eindeutig: Die deutschen Truppen wurden mit großem Abstand als die be-
sten bewertet.  
Als persönliche Reminiszenz: Im Fest- und Vortragssaal des Verteidigungsministeriums eines 
südostasiatischen Staates stehen als Mahnung für die jungen Offiziere drei Sentenzen. Eine 
von einem Chinesen. Sun Tsu, eine von Clausewitz und eine von Rommel. 
Als Letztes: 1993 veröffentlichte einer der großen amerikanischen Verlage unter Mitarbeit 
von Wissenschaftlern aus sechzehn Nationen eine sechsbändige Enzyklopädie der Militärwis-
senschaften. Der Artikel "Kampfkraft" wurde von dem vielleicht bekanntesten amerikani-
schen Militärhistoriker, T. N. Dupuy, verfaßt. Er urteilte, die Kampfkraft der deutschen Heere 
sei mehr als hundert Jahre lang der Neid der Welt … gewesen. 
Diese Achtung vor dem deutschen Soldaten ist für das neubundesrepublikanische Gefühl 
ebenso unerträglich wie die Achtung vor den Bachpassionen, wie Belle Alliance oder Fried-
rich dem Großen. Also ist die Wehrmachtsausstellung willkommen. Viele Politiker und viele 
Intellektuelle haben auf diese Ausstellung wohl gewartet wie die Wüste auf den Regen: nur so 
ist die Resonanz auf die Ausstellung zu erklären, daß kaum gefragt wird, ob ein mehrfach 
vorbestrafter kommunistischer Funktionär und ein Reemtsma wenigstens gewillt sein könn-
ten, uns ein zutreffendes Bild von der Wehrmacht zu vermitteln.  
Helmut Schmidt hat die Ausstellung als "Masochismus" gewertet: sachlich ist sie bedeutungs-
los. Um so wichtiger ist sie als Indikator des geistigen Zustandes der Bundesrepublik. …<< 
Vernichtungsfeldzug gegen die Bundeswehr: Die "Hannoversche Allgemeine Zeitung" be-
richtete am 14. April 2000: >>Per Losentscheid zur Bundeswehr?  
Armee soll drastisch schrumpfen 
Viele junge Männer werden künftig nicht mehr zum Wehrdienst einrücken müssen. Die Zu-
kunftskommission der Bundeswehr will der Bundesregierung vorschlagen, den Umfang der 
Streitkräfte von jetzt 330.000 auf 240.000 Mann zu verringern. ... 
Der SPD-Verteidigungsexperte Volker Kröning hat einen Friedensumfang der Streitkräfte von 
250.000 Soldaten vorgeschlagen. Die Grünen wollen eine Freiwilligenarmee mit einer Frie-
densstärke von 150.000 bis 180.000 Soldaten und die Wehrpflicht abschaffen.<< 
Der deutsche Nachrichtensender "n-tv" berichtete am 16. November 2017: >>"Das ist un-
faßbar "Bundeswehr kämpft mit kaputten Panzern 
Die Bundeswehr sieht sich einem Bericht zufolge mit ausgeprägten Ersatzteil-Engpässen kon-
frontiert. Von 244 Kampfpanzern seien derzeit nur noch 95 einsatzbereit. … 
Strukturelle Mängel an der Spitze? 
"Das ist unfaßbar", kommentierte der Vorsitzende des Verteidigungsausschusses, Wolfgang 
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Hellmich. Trotz aller Bekundungen der Spitze des Ministeriums zur Verbesserung des Be-
schaffungswesens lägen "tiefgreifende Mängel" vor, die struktureller Art seien, erklärte der 
Verteidigungsexperte. 
"Wie soll die Truppe denn in Übung gehen, einsatzbereit sein, wenn ein Drittel des Bestandes 
schon in der Nutzung, also in Übung und Einsatz, ausfällt und nicht repariert werden kann, 
weil Ersatzteile fehlen und nicht beschafft werden können?", sagte Hellmich und fügte hinzu: 
"Es muß die Frage gestellt werden, wer die Verantwortung für dieses Desaster trägt." … 
Beim Kampfpanzer Leopard 2 handelt es sich um eines der wichtigsten Waffensysteme des 
Heeres. Das bis zu 65 Tonnen schwere und maximal 72 km/h schnelle Kettenfahrzeug kann 
aus seiner Hauptwaffe, der Glattrohrkanone im Kaliber 120 Millimeter, verschiedene Spezial-
geschosse auf bis zu sechs Kilometer entfernte Ziele abfeuern. …<< 
Infolge der Steigerung von Auslandseinsätzen, Aussetzung der Wehrpflicht (ab 1. Juli 2011), 
der Reduzierung der Streitkräfte von 330.000 auf 180.000 Soldaten und wegen ungenügender 
Finanzierung ist die Bundeswehr heute von der zivilen Gesellschaft entkoppelt und praktisch 
nicht mehr verteidigungsfähig.  
Die "Energiewende" bzw. Vernichtungsfeldzug gegen die deutschen "Energieversor-
gungsunternehmen: Im Jahre 2000 wurde das seit 1991 geltende Stromeinspeisungsgesetz 
durch das Erneuerbare-Energien-Gesetz abgelöst, um die Produktion von Strom aus erneuer-
baren Energien und die sog. Energiewende zu fördern. 
Am 30. Juni 2011 beschloß der deutsche Bundestag den Atomausstieg und die sogenannte 
Energiewende. 
Dr. Ing. Günter Keil berichtete später über die Energiewende in der Bundesrepublik Deutsch-
land (x865/...): >>Merkels Energiewende: Extrem teuer, aber direkt in die Sackgasse 
Der ideologisch begründete, von allen anderen Industrieländern als schwer verständlich ange-
sehene radikale Umbau der deutschen Energiewirtschaft, der einen massiven Ausbau der 
Wind- und Solarstromerzeugung sowie der Stromerzeugung mit Biogas mit dem Ziel der Zu-
rückdrängung von Kohle und Kernkraft anstrebt, wird bereits seit mehreren Jahren verfolgt. 
Dieses wegen seiner Widersprüche zur Physik, der zahlreichen und unverständlichen schwe-
ren Versäumnisse und der absehbaren Unbezahlbarkeit unerreichbare Ziel wird zur Ausschal-
tung störender Einflüsse des freien Marktes mit immer neuen Gesetzes-Instrumenten der 
Planwirtschaft verfolgt, wobei die derzeitige konservativ-liberale Bundesregierung seltsamer-
weise die Energiepolitik der Grünen übernommen hat.  
Mit der im März 2011 überstürzt beschlossenen und nur politisch motivierten Stillegung von 
8 Kernkraftwerken und damit dem Wegfall eines wichtigen Teils der nicht vom Wetter und 
vom Tageslicht abhängigen Stromversorgung wurde die bereits kritisch gewordene Situation 
noch zusätzlich verschärft.  
Die Regierung war schon lange von allen renommierten Fachleuten und Institutionen vorge-
warnt. Kein einziges der heute immer größer werdenden Probleme war unvorhersehbar.  
Und sie hat den dramatischen Kurswechsel von 2011 ohne jede Vorwarnung und Konsultation 
der stark betroffenen und geschädigten Nachbarländer exekutiert - eine Rücksichtslosigkeit, 
die sich vermutlich noch rächen wird.  
Die im Herbst 2010 verkündete Energiewende hatte tatsächlich das Jahr 2050 als Planungsho-
rizont. Keine Nation dieser Welt hat jemals etwas auch nur annähernd Absurdes in ihrer Wirt-
schafts- oder Energieplanung vorgelegt. Mittlerweile beträgt die Haltbarkeit deutscher ener-
giepolitischer Ankündigungen bis zu ihrer Änderung nur noch Monate.  
Die deutsche Energiepolitik in den vergangenen eineinhalb Jahren gleicht einer Fieberkurve. 
Ihre schnellen Kurswechsel sind für die Wirtschaft schlimm genug. Was dabei aber leider un-
verändert beibehalten blieb, sind ihre fundamentalen Fehler aus der Vergangenheit: Die plan-
wirtschaftlichen und damit stets zu hohe Kosten verursachenden staatlichen Maßnahmen, die 
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unter dem Sammelbegriff "Erneuerbare Energien-Gesetz" bekannt sind. Und die Reihe dieser 
Fehler wird konsequent verlängert.  
Die Regierung zappelt jetzt in den selbst gelegten Fallstricken. Die durch ihre Fehler verur-
sachten Probleme werden noch durch neue und stets planwirtschaftliche Fehlentscheidungen 
zu verzögern versucht, was nur neue Schäden hervorruft und immer das gleiche Resultat er-
gibt: Die Risiken steigen weiter und die Stromverbraucher müssen es bezahlen. … 
Die Grundfehler der Energiewende  
Der Kern des Kurses der Regierung ist das Erneuerbare Energien-Gesetz. Es weist … grund-
sätzliche Fehler auf, die sich durch die strikte Durchsetzung und Ausweitung dieses Geset-
zeswerks in eine Bedrohung des Standorts Deutschland verwandelten, ohne der Umwelt zu 
helfen … 
Das Ziel, bei der Stromerzeugung von fossilen Energieträgern wegzukommen, wurde mit ei-
ner falschen Förderungspolitik angegangen: Man wählte bestimmte Techniken dafür aus, an-
statt Einsparziele für die Energieträger vorzugeben und die Wahl der dafür geeigneten Tech-
niken bzw. deren Weiterentwicklung dem industriellen Wettbewerb zu überlassen.  
Damit schuf man Förderreservate für bestimmte Techniken, von denen sich die für das son-
nenarme Deutschland weitgehend ungeeignete Photovoltaik als ein finanzielles Faß ohne Bo-
den bei gleichzeitigem äußerst geringem Nutzen erwies - außer für China. Als ebenso unge-
eignet für die Stromversorgung eines Industrielandes erwies sich auch die unzuverlässige 
Windkraft. 
Der Grundidee, der das EEG dienen sollte, nämlich die Umwelt zu schützen, wurde es nur 
ganz am Beginn dieser Entwicklung gerecht. Jede Energietechnik, auch die "grünen", deren 
Potential in die Leistungsregion von Hunderten von Megawatt oder darüber ausgebaut wird, 
wird damit zwangsläufig zu einer von Umweltschützern stets verdammten "Großtechnologie" 
- mit allen zugehörigen Nachteilen wie Flächenverbrauch und Verlust an Energiepflanzen, 
Rohstoffverbrauch, Umweltbelastungen durch schädliche chemische Emissionen der Photo-
voltaik oder Lärmbelastungen durch Windkraft; von der Landschaftsverschandelung gar nicht 
zu reden. Man hat am Ende nur alte Umweltprobleme gegen neue, problematischere ausge-
tauscht. 
Das EEG hatte von Anfang an planwirtschaftliche Tendenzen, die sich mit den extrem zu-
nehmenden Subventionen für die ausgewählten "Erneuerbaren" zur Umwandlung des ehemals 
marktwirtschaftlich ausgerichteten Energiesektors in einen von Planwirtschaft gefesselten 
Sektor auswuchsen. Diese Planwirtschaft wird von der Regierung weiter ausgebaut. Mit den 
zwangsläufigen Folgen, die eine Planwirtschaft kennzeichnen: Verschwendung in Milliarden-
höhe; starke Energiekostensteigerung, "Energiearmut", Verlust der Wettbewerbsfähigkeit, 
Abwanderung der Industrie, am Ende Arbeitslosigkeit. 
Die Regierung will bis 2030 die Stromerzeugung aus "Erneuerbaren" auf 50 % bringen und 
bis 2050 auf 80 %. Allerdings ist selbst eine auch nur teilweise sichere Versorgung des Lan-
des mit Wind- und Solarstrom nicht möglich. "Die Stromeinspeisung sämtlicher Photovoltaik- 
und Windkraftanlagen kann zeitweise nahe null Prozent liegen, während hohe Einspeiselei-
stungen von mehr als 50 Prozent der installierten Erneuerbaren Energien nur an 5 bis 10 Pro-
zent der Jahresstunden erbracht werden", stellte der Bundesverband Energie und Wasserwirt-
schaft BDEW in seinem Monitoringbericht Ende 2011 nüchtern fest.  
Deshalb wird jetzt die gesamte Stromversorgung doppelt aufgebaut: Mit einem gewaltigen 
Anteil der "Erneuerbaren" und dazu ein mindestens 80 % der gesamten Stromnachfrage ab-
deckendes Netz von Kohle- und Gaskraftwerken. Stromimporte müssen dann die restliche 
Lücke ausfüllen. Zudem muß das Übertragungsnetz enorm ausgebaut werden, weil die mei-
sten Windräder leider im Norden stehen, wo ihr Strom nicht gebraucht wird. Durch Offshore-
Windparks werden es noch mehr. … 
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Wann kommt das Ende?  
Betrachtet man die bereits heute spürbaren und die unausweichlich noch eintretenden Auswir-
kungen, dann handelt es sich um ein mit gleichermaßen höchsten wie irrealen Ansprüchen 
garniertes Projekt, das bei ausreichend langer Durchführung die Bürger ohne jede nützliche 
Gegenleistung ausplündern und den Standort Deutschland gegenüber seinen Konkurrenten 
jeglicher Wettbewerbsfähigkeit berauben wird.  
Die Frage ist, wie groß der durch die Planwirtschaft angerichtete Schaden erst werden muß, 
wie viele Familien die Energiearmut noch treffen muß, wann die Energiewende-Heuchelei 
insbesondere bei den ehemals die Marktwirtschaft hoch haltenden Parteien aufhört und wie 
viele Industriebetriebe erst das Land verlassen müssen, bis eine Regierung die Notbremse 
zieht.<< 
Die staatlich angeordnete "Energiewende" - nach dem Vorbild der sozialistischen Planwirt-
schaft - wird die ehemals effektive, hochmoderne, umweltbewußte deutsche Energiewirtschaft 
letzten Endes in den wirtschaftlichen Ruin treiben. Da Deutschland außer der aufwendig zu 
fördernden Stein- und Braunkohle keine nennenswerten fossilen Energiequellen besitzt sowie 
nicht über die erforderlichen leistungsfähigen Energiespeicher verfügt, wird die "Energiewen-
de" (staatlich angeordnete hochsubventionierte doppelte Stromerzeugung) die deutsche Ener-
giewirtschaft unweigerlich ruinieren.  
Wir müssen endlich zur Kenntnis nehmen, daß es in den nächsten Jahrzehnten keine men-
genmäßig ausreichende und bezahlbare alternative Speichertechnik geben wird (zur Zeit gibt 
es in der Bundesrepublik Deutschland anstatt der mindestens erforderlichen 500 Pumpspei-
cherkraftwerke nur 35), deshalb wird es zukünftig keine Netzstabilität und Versorgungssi-
cherheit mehr geben.  
Windkraft, Photovoltaik und Biomasse-Stromerzeuger können ohne die bisherigen Grundlast-
kraftwerke, wie z.B. Kern-, Kohle-, Gas- und Ölkraftwerke, keine stabile Energieversorgung 
garantieren, so daß es infolge der Flatter-Einspeisung durch die "erneuerbare" Energietechnik 
des Mittelalters aus Wind- und Sonnenkraftwerken zwangsläufig zum Zusammenbruch der 
Stromversorgungsnetze kommen wird. Vorübergehende Stromausfälle werden durch die Flat-
ter-Stromeinspeisung zum täglichen Normalzustand gehören.  
Alle stromintensiven Industriebetriebe werden wegen fehlender Versorgungssicherheit sowie 
der hohen Stromkosten sehr schnell ins Ausland abwandern. Mit den großen internationalen 
Großkonzernen verlassen auch unzählige Spezialisten und Fachkräfte das Land. Während die 
"deutschen" Konzernbosse diese Standortverlagerungen wegen der günstigeren Produktions-
kosten im Ausland sicherlich begrüßen, wird die deutsche Exportwirtschaft bzw. die gesamte 
deutsche Wirtschaft zwangsläufig zusammenbrechen und schließlich vollständig liquidiert. 
Folgen der "Frankfurter Schule":  Der deutsche Jurist und Historiker Erhardt Bödecker 
schrieb am 1. November 2003 in der Wochenzeitung "Das Ostpreußenblatt" (x887/...): >>Die 
gnadenlose und rechtlose Behandlung besiegter Gegner reicht bis in die Gegenwart 
Wehe den Besiegten 
… Die kollektive Kriminalisierung aller Deutschen blieb nicht bei der Erlebnisgeneration ste-
hen, sondern wurde auf die deutsche Geschichte ausgedehnt. Soziologen und Politologen der 
USA machten unsere Vorfahren ebenfalls zum Gegenstand des Schuldvorwurfs, sie konstru-
ierten eine Kausalkette, die von Luther über Friedrich den Großen bis zu Hitler führte. Die 
Berufung Hitlers auf diese Kontinuität war unberechtigt, seine geistige Wiege stand in Wien, 
nicht in Preußen. Das wußten die ausländischen Umerzieher. Trotzdem war eine positive 
Rückbesinnung auf Preußen politisch nicht erwünscht, sie war politisch nicht korrekt. Ledig-
lich eine herabsetzende Darstellung oder, wie man heute sagt, eine kritische Darstellung der 
preußischen Geschichte, wurde akzeptiert. … 
Die Abtretung von Gebieten, die Zahlung von Kontributionen und die Befriedigung von 
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Schadensersatzansprüchen gehörten auch unter dem neuen Völkerrecht zu den Folgen einer 
erlittenen Kriegsniederlage. Gebietsabtretungen allerdings nicht in dem Umfang, wie man sie 
Deutschland auferlegte. Das "Wehe den Besiegten" nach den beiden Weltkriegen bestand in 
der Gnadenlosigkeit und der Mißachtung des Rechts durch die Sieger, bestand vor allen Din-
gen in ihrem abstoßenden Überlegenheitsdünkel und in der Demütigung aller Deutschen.  
Diese Demütigung wurde nach dem Zweiten Weltkrieg durch den Befehl zur Umerziehung 
der Deutschen verschärft. Wir Deutsche verloren unsere Geschichte, die auf zwölf Jahre des 
Nationalsozialismus reduziert wurde.  
Mit einer überdimensionierten politischen Bildungsarbeit in Universitäten, Schulen, Stiftun-
gen, Parteieinrichtungen, Gewerkschaftsinstituten und Medien wird nicht nur das verfälschte 
Geschichtsbild, sondern auch die Existenz der Parteien, ihrer Funktionäre und der ungebührli-
che Zugriff auf die steuerlichen Mittel gerechtfertigt. Schlagworte wie Demokratie, Freiheit 
und soziale Gerechtigkeit dienen als Knüppel in der politischen Auseinandersetzung. Mit Ver-
fassungsschutzeinrichtungen schützen sich die etablierten Institutionen, unter anderem Partei-
en, Gewerkschaften, Länderregierungen und Mandatsträger, vor Kritik oder ihrer Verände-
rung. Das alles ist Ausfluß der beiden großen Glaubenskriege des 20. Jahrhunderts. … 
"Wehe den Besiegten": … Den Deutschen wurde ihre Geschichte genommen ...<<  
Rechtschreibreform: Die Wochenzeitung "Preußische Allgemeine Zeitung" berichtete am 
21. Februar 2004 (x887/...): >>Die Frankfurter Allgemeine vom 16. Februar sieht die deutsche 
Sprache durch die weiterhin umstrittene Rechtschreibreform erheblich beschädigt: 
"Das ist die bittere Einsicht im Rechtschreibstreit: Es ging noch nie um die Sache, sondern 
allenfalls darum, ein Projekt durchzusetzen, koste es, was es wolle. Daß damit die Einheit-
lichkeit der deutschen Rechtschreibung nicht nur hierzulande, sondern vor allem im Ausland 
erheblich beschädigt und dem Deutschen als Wissenschafts- und Kultursprache möglicher-
weise der Todesstoß versetzt wird, das wird zumeist nicht bedacht. Wann endlich bringt ein 
Politiker den Mut auf, sich für das Ende des Rechtschreibwahnsinns einzusetzen?"<< 
Die Wochenzeitung "Preußische Allgemeine Zeitung" berichtete am 4. September 2004 
(x887/...): >>Der Schriftsteller und Humorist Vicco von Bülow alias Loriot geht in der Bild 
vom 26. August die Rechtschreibreform hart an und stellt sie in einen größeren Zusammen-
hang: 
"Jede Form der billigen Vereinfachung und Verstümmelung beraubt unsere Sprache ihrer 
Wirkung. Wir sind auf dem Wege, unser wichtigstes Kommunikationsmittel so zu vereinfa-
chen, daß es in einigen Generationen genügen wird, sich grunzend zu verständigen.  
Keine Regierung darf es sich erlauben, eine Kulturnation zu einer Klasse von Schülern zu de-
gradieren, denen nicht die geringste Anstrengung zumutbar ist. Es wäre mir peinlich, müßte 
ich mit Hilfe meiner geliebten Sprache zum Ungehorsam gegen den Staat aufrufen. Ich möch-
te auch nicht erleben, daß mir ein junger Mensch versichert, ihm sei es egal, woher er komme. 
Denn ich müßte ihm sagen: 'Dann ist es auch wurscht, wohin du gehst'."<< 
Die Wochenzeitung "Preußische Allgemeine Zeitung" berichtete am 11. März 2006 (x887/...): 
>>Demontage der Kultursprache Deutsch 
Deutliche Zeichen für die Demontage der Kultursprache Deutsch sind der stupide Umgang 
mit der sogenannten Rechtschreibreform und die Zerstörung der deutschen Sprache durch ein 
Übermaß an gezielt importierten oder gedankenlos übernommenen Anglizismen, die auch von 
staatlicher Seite betrieben, zumindest aber hingenommen wird. … 
Zu der stümperhaften Rechtschreibreform stellte Bundestagspräsident Norbert Lammert 
(CDU) fest, sie sei "ein famoses Beispiel dafür, wie mühsam die Politik gelegentlich Lösun-
gen für Probleme sucht, die sie selbst ohne Not geschaffen hat".  
Er kommentierte damit den am vorletzten Donnerstag gefaßten Beschluß der Kultusminister-
konferenz, einige der am meisten kritisierten groben Mängel der Rechtschreibreform wieder 



 25 

zu beseitigen und zugleich "wahlweise" Lösungen dort zu erlauben, wo einige reformierte 
Schreibweisen dem Schreibempfinden allzusehr entgegenstanden. Der niedersächsische Kul-
tusminister Bernd Busemann (CDU) meinte nach dem Änderungsbeschluß: "Wir sind am En-
de eines qualvollen Weges." 
Die 1996 von Staaten des deutschen Sprachraums beschlossene Rechtschreibreform, die für 
Ämter und Schulen vom 1. August 1998 an gilt und deren Ziel es war, die Rechtschreibung zu 
vereinfachen, wurde zu einer politischen Blamage, an deren Ende die Auflösung der Einheit-
lichkeit der Rechtschreibung in diesem deutschen Sprachraum stehen könnte. Jedenfalls ist 
die "Ruhe an der Rechtschreibfront" noch nicht abzusehen, und statt eines Reglements zeich-
net sich ein Durcheinander ab. …<<  
DDR 2.0: Die Wochenzeitung "Das Ostpreußenblatt" berichtete am 11. März 2000 (x887/...): 
>>Ein unterschätztes "Mädchen" 
Angela Merkel dürfte im April an die CDU-Spitze gelangen 
In der Partei nennt man sie "das Mädchen". Doch der Spitz- oder Kosename ist eine Unter-
treibung. Machtbewußt wie kaum ein anderer Politiker hat Angela Merkel ihren Durchmarsch 
an die Parteispitze fast geschafft. Wenn nicht alle Eindrücke täuschen, dürfte die 45jährige 
Pastorentochter aus Mecklenburg-Vorpommern am 10. April als Nachfolgerin von Wolfgang 
Schäuble an die CDU-Spitze gewählt werden. Damit wird die CDU künftig mehr nach links 
driften, wenn die Bundestagsfraktion mit ihrem neuen Vorsitzenden Friedrich Merz nicht ge-
gensteuert. 
Der unaufhaltsame Aufstieg der Angela Merkel begann mit der verlorenen Bundestagswahl 
1998, nachdem sie in den letzten Jahren der Kohl-Ära als Umweltministerin und stellvertre-
tende CDU-Vorsitzende eine unauffällige Rolle gespielt hatte. Kohl hatte die aus dem "De-
mokratischen Aufbruch" der DDR kommende Politikerin in den wilden Wendezeiten ent-
deckt, weil sie ihre Arbeit als stellvertretende Regierungssprecherin des letzten DDR-
Ministerpräsidenten Lothar de Maiziere vorzüglich verrichtete. Fortan stand sie im System 
Kohl für die Ost- und Frauenquote.  
Erst Schäuble erweckte die in der Rostockerin - in Hamburg geboren - steckenden Talente und 
beförderte sie, nachdem er den CDU-Chefsessel von Kohl übernommen hatte, zur Generalse-
kretärin. Eloquent ging Frau Merkel ans Werk. In der Familienpolitik setzte sie mit dem im 
Dezember verabschiedeten Grundsatzpapier andere Akzente. Seitdem gehören für die CDU 
homosexuelle Lebensgemeinschaften auch "irgendwie" zu den Familien.  
In der aktuellen Finanz- und Spendenkrise spielte Frau Merkel die Rolle der rückhaltlosen 
Aufklärerin. Da sie nicht mit dem Finanzsystem des "Patriarchen" in Verbindung gebracht 
werden konnte, stand sie im Gegensatz zu dem sich immer stärker selbst verstrickenden 
Schäuble im Ruf einer glaubwürdigen Politikerin. … 
Die alten Herren der CDU haben "das Mädchen" unterschätzt.<< 
Die Wochenzeitung "Preußische Allgemeine Zeitung" berichtete am 3. April 2004 (x887/...): 
>>Auf dem Weg zu einer "DDR light"? 
… Instrumentalisierter Antifaschismus war schon als Aushängeschild und Drohgebärde un-
verzichtbar für das DDR-Regime. Sind nun im wiedervereinigten Deutschland an die Stelle 
der im SED-Staat alles beherrschenden "Sieger der Geschichte" heute die fast ebenso einfluß-
reichen "politisch korrekten" Gutmenschen getreten? ... 
Wer heute eine "rechte" Position bekämpft, muß sich - ebenso wie dereinst in der DDR - da-
mit nicht inhaltlich auseinandergesetzt haben, braucht weder Sekundärliteratur noch Quellen, 
sondern muß nur allgemeines Einverständnis mit den "Anständigen" und "Gutwilligen", nur 
seine "Betroffenheit" signalisieren. Im Unterschied allerdings zu den Zeiten der organisierten 
Antifa-Aufmärsche der SED-Ära geschieht heute die fröhliche Hatz auf "Rechte" völlig frei-
willig. ... 
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Jedem im konservativen Lager Stehenden hätte eine gewalttätige Vergangenheit wie die des 
Joschka Fischer politisch das Genick gebrochen. Ideologische Jugendsünden werden eben nur 
dann verziehen, wenn sie aus der linken Ecke kamen. Sympathisantentum ist nur dann "in", 
wenn es Marx und Lenin, Mao und Ho Chi Minh galt.  
Argumente, daß Grenzen zwischen Opfern und Tätern oft fließend seien - besonders in Dikta-
turen, daß man alles in seiner historischen Bedingtheit sehen müsse und jeder ein Kind seiner 
Zeit und seiner Umwelt sei und daß deshalb Pauschalisierungen stets problematisch seien - 
solche Argumente kann sich zwar jeder Russe zugute halten bezüglich der sieben Jahrzehnte 
unter Lenin, Stalin, Breschnew und Konsorten, sie gelten jedoch nicht für die Deutschen im 
21. Jahrhundert bezüglich der zwölf Jahre des Tausendjährigen Reiches.  
Deshalb muß noch immer "bewältigt" werden, müssen wir auch fast sechs Jahrzehnte nach 
Kriegsende noch immer die potentiellen "willigen Vollstrecker" … als TV-Serien-Monster zur 
Abschreckung vorgeführt bekommen - und sei es bis zum Erbrechen! Unter der "Moralkeule" 
des Holocaust muß sich jede neue Generation immer wieder erneut als zur Erbsünde ver-
dammtes Volk fühlen. 
Kann es da noch verwundern, daß auch die CDU/CSU - unter dem permanenten medialen 
Druck stehend, die letzten "alten Zöpfe" doch endlich abzuschneiden und endlich "moderner" 
zu werden - in panischer Angst lebt, in den Verdacht des "Rechtsextremismus" zu geraten, 
und immer "zeitgeistschnittiger" wird? Nachdem die Parteiführung in der Abtreibungsdebatte 
schon längst die Segel gestrichen hat, läßt sie nun auch die Homo-Ehe unangetastet, schreibt 
klammheimlich das christliche Ehe- und Familienbild ab, akzeptiert Deutschland als Einwan-
derungsland. 
Typisch insbesondere ihr Umgang mit Parteifreunden wie Philipp Jenninger, Steffen Heit-
mann oder Martin Hohmann, aber auch die von ihr selbst angeregten und schnell wieder ab-
gewürgten Debatten über Doppelstaatsbürgerschaft, Leitkultur oder Patriotismus. Bei all dem 
folgt sie nicht nur den Vorgaben des linken Medienkartells, sondern auch den beiden Kirchen, 
die "mit heraushängender Zunge atemlos japsend der Zeit hinterherlaufen", wie seinerzeit 
schon Kurt Tucholsky erkannte. 
Der englische Bestseller-Autor Frederick Forsythe schrieb hierüber im Juni 2000 einen Brief 
an den CDU-Politiker Erwin Teufel. Forsythe nannte die "Political Correctness" in Deutsch-
land eine "neue und absurde Religion, die die Herrschaft in Ihrem Vaterland, Herr Minister-
präsident, übernommen zu haben scheint".  
Und an anderer Stelle: "Ein bedeutender britischer Konservativer sagte einst zu einem politi-
schen Gegner: 'Mein Herr, ich lehne alles ab, was Sie sagen, aber ich würde bis zum Tode für 
Ihr Recht kämpfen, es sagen zu dürfen.'  
Die PC-Fanatiker haben das ins Gegenteil verkehrt: 'Ich lehne alles ab, was Sie sagen, und ich 
werde bis zu Ihrem beruflichen und politischen Tod kämpfen, wenn Sie auch nur versuchen 
sollten, es zu sagen.'  
Das ist, sehr geehrter Herr Ministerpräsident, der Grund, warum ich heutzutage beunruhigt 
bin, wenn ich nach Deutschland komme. Statt lebendiger und offener Debatte gibt es hier nur 
Friedhofsruhe." 
Kann es da noch verwundern, daß manche schon davon sprechen, die Bundesrepublik des 21. 
Jahrhunderts nähere sich einer "DDR light" an?<< 
Die CDU-Politikerin Angela Merkel wurde am 22. November 2005 zur Bundeskanzlerin der 
Bundesrepublik Deutschland gewählt. 
Nach der sogenannten Wiedervereinigung der Bundesrepublik Deutschland und der Deut-
schen Demokratischen Republik wurde die öffentliche Meinungsfreiheit im vermeintlich 
"Vereinigten Deutschland" allmählich systematisch nach dem "erfolgreichen DDR-Vorbild" 
ausgerichtet bzw. gleichgeschaltet.  



 27 

Aufgrund der großen Medienmacht der Regierungsparteien blieb die Demokratie zwangs-
läufig auf der Strecke, denn eine unabhängige Demokratie steht und fällt bekanntlich mit der 
Kontrolle der Macht durch freie, kritische, öffentliche Medien (sog. "Vierte Gewalt"). Die 
privaten Zeitungen und Zeitschriften sowie die öffentlich-rechtlichen und privaten Rundfunk- 
und Fernsehanstalten entwickelten sich schließlich zu linkslastigen Propagandamedien, in 
denen mehrheitlich keine ausgewogene, neutrale oder unabhängige Berichterstattung und freie 
Meinungsäußerungen mehr stattfanden.  
Die von der neumarxistischen Frankfurter Schule ausgebildeten oder beeinflußten Politiker, 
Hochschullehrer, Lehrer und Journalisten der 68er Bewegung schafften letzten Endes ein 
kommunistisches Gesinnungskartell, um jeglichen Widerstand zu verfolgen, zu unterdrücken 
oder als faschistisch abzuurteilen. 
Im "Kampf gegen Rechts" geht es den zivilgesellschaftlichen Organisationen (Gewerkschaf-
ten, Kirchen und Medien) und staatlichen Institutionen angeblich in erster Linie darum, das 
hohe Gut der Toleranz zu verteidigen. Obwohl das Grundgesetz gemäß Artikel 5 die freie 
Meinungsäußerung garantiert, sieht die Realität in Deutschland vielerorts vollkommen anders 
aus.  
Wer als Konservativer Kritik äußert oder friedlich gegen Mißstände demonstriert, muß damit 
rechnen, von linksextremen Antifa-Aktivisten diffamiert, öffentlich angepöbelt oder sogar 
tätlich angegriffen zu werden. Sämtliche Kritiker, die z.B. nur auf die Einhaltung von demo-
kratischen Regeln und Gesetzen hinweisen, werden von den Linksradikalen und den 
gleichgeschalteten Medien gewöhnlich sofort pauschal als Rechtsradikale, Rechtspopulisten, 
Nazis oder Rassisten mit der Kollektivschuldkeule zum Schweigen gebracht.  
Jeder Widerspruch wird von den neomarxistischen Wächtern reflexhaft und unbarmherzig als 
Naziunwesen diskreditiert und mit sozialer Ausgrenzung sowie mit der Existenzvernichtung 
(Arbeitsplatzverlust, gesellschaftliche Ächtung etc.) geahndet, um kritische Auseinander-
setzungen über strittige politische Themen zu vermeiden. Infolge dieser systematischen Ver-
folgungen wagen es immer weniger Menschen, die totalitäre Ideologie der selbsternannten 
Gutmenschen zu kritisieren und passen sich ängstlich an. 
Verfassungsfeindliche und terroristische Aktionen der Linksradikalen bleiben meistens völlig 
unbehelligt und werden nicht selten sogar durch staatliche Organisationen gefördert und 
finanziell unterstützt, während man die sogenannte "rechtsradikalen" Abweichler konsequent 
gesellschaftlich ausgrenzt, um ihnen die physische und psychische Lebensbasis zu entziehen. 
Vernichtungsfeldzug gegen die deutsche Automobilindustrie: Die Wochenzeitung "JUN-
GE FREIHEIT" berichtete am 13. August 2017: >>Planwirtschaft läßt grüßen 
Erich Honecker hätte am "Dieselgipfel" seine helle Freude gehabt: Die Autohersteller müssen 
antreten, um sich von der Politik sagen zu lassen, unter welchen Bedingungen sie weiter Au-
tos bauen dürfen - und welche. Daß man nur ein weiteres überschaubares Lösegeld an die 
Umverteilungspolitiker bezahlen muß und Massenenteignungen der Kunden durch Fahrverbo-
te noch mal abgewendet werden konnten, feiern sie schon als Erfolg. 
Nach der faktenfreien Panik, mit der zuletzt Atomausstieg und "Energiewende" inszeniert und 
übers Knie gebrochen wurden, offenbart die geschürte Hysterie um Feinstaub und Diesel-
emissionen ein weiteres Mal den bedenklichen Geisteszustand der tonangebenden Kräfte in 
einem Land, das immer noch zu den führenden Industrienationen der Welt zählt. 
Der "Diesel-Skandal" ist ein Phantomproblem 
Die Zutaten sind skrupellose Öko-Lobbyisten und bornierte Sektierer in Politik und Medien, 
die bedenkenlos den industriellen Kern demontieren; eine opportunistische Regierungspartei, 
die vom Fürsprecher ökonomischer Vernunft und unternehmerischer Freiheit zum Handlanger 
ideologiegetriebener Wirtschaftshasser und Technikfeinde geworden ist; hasenfüßige Fachleu-
te und Konzernlenker, die sich in ihrer Subventionsmentalität weiter an die Politik klammern 
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und vor dem grün-linken Zeitgeist einen Kotau nach dem anderen vollführen, statt seinen Zu-
mutungen energisch und rational zu widersprechen. 
Der "Diesel-Skandal" ist ein Produkt dieser Konstellation. Nüchtern betrachtet ist er ein Phan-
tomproblem: Die Luft in Deutschland ist rein wie nie zuvor in einem Industrieland, die Auto-
abgase schadstoffärmer denn je, allein die vor allem bei Dieselaggregaten anfallenden Stick-
oxid-Emissionen sind im letzten Vierteljahrhundert um 70 Prozent gesunken. Trotz aller Er-
folge mißbrauchen Lobbyisten mit Öko-Etikett und die von ihnen getriebene Politik ihre ge-
wachsene Macht, um die Autoindustrie mit immer schärferen Grenzwerten zu treiben, die 
längst jedes vernünftige Maß hinter sich gelassen haben. Die zulässige Stickoxid-Belastung 
im Straßenverkehr ist inzwischen zwanzigmal niedriger als am Arbeitsplatz. 
Die Autos, die die Kunden kaufen wollen und mit denen die Industrie Geld verdienen kann, 
können diese Anforderungen objektiv kaum erfüllen. Die Hersteller haben sich trotzdem auf 
das Spiel eingelassen und das Nicht-Machbare versprochen. Mit dem Hintergedanken, sich 
mit Tricksereien aus der Affäre zu ziehen, und in der Hoffnung, die Politik werde sie schon 
decken, um die Kuh nicht zu schlachten, an der die wichtigste Wertschöpfungskette im Lande 
hängt. …<< 
 


